
Die AG Kommunalpolitik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion informiert 

von Christian Haase, Vorsitzender der AG Kommunal-
politik der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

CDU, CSU und SPD haben am 6. Februar 2018 den Koaliti-
onsvertrag für die 19. Wahlperiode vorgelegt. Insgesamt ist 
bei den Verhandlungen für Deutschlands Städte, Landkrei-
se und Gemeinden ein gutes Ergebnis erzielt worden. Da-
bei verfestigt sich, was sich bereits in den Sondierungser-
gebnissen abgezeichnet hatte: Die Vereinbarungen können 
die kommunalfreundliche Politik der unionsgeführten 
Bundesregierungen kontinuierlich fortsetzen, sofern die 
CDU-Mitglieder beim Bundesparteitag und die SPD-Mit-
glieder beim jetzt anstehenden Mitgliederentscheid grünes 
Licht geben. Aus kommunaler Sicht wäre eine Ablehnung 
des Koalitionsvertrages jedenfalls nicht nachzuvollziehen.

Aus dem Koalitionsvertrag ergeben sich für die Kommu-
nen fünf Schwerpunktthemen: Kommunalfi nanzen, Schu-
le und Bildung, Migrations- und Integrationspolitik, Digi-
talisierung und Breitbandversorgung sowie Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse.

Kommunalfi nanzen

Die künftigen Regierungsparteien haben sich auf eine 
Verstetigung der Bundesförderung zur Stärkung der Kom-
munalfi nanzen verständigt. Konkret bedeutet dies nicht 
nur, dass bestehende Förderprogramme fortgesetzt wer-
den. Sondern es gilt bei der Umsetzung des Rechtsanspru-
ches auf einen Ganztagsbetreuungsplatz im Grundschulal-
ter, dass insbesondere der laufenden Kostenbelastung der 
Kommunen Rechnung getragen wird. Damit wird unserer 
Hauptforderung, dass der Rechtsanspruch nicht auf dem 
fi nanziellen Rücken der Kommunen ausgestaltet werden 
darf, entsprochen.

Bei aller Freude darüber, dass der Bund künftig Kommu-
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Koalitionsvertrag stärkt kommunale Positionen
Kommunalfreundliche Politik wird kontinuierlich fortgesetzt

nen gezielt – auch durch Änderung des Artikel 104c GG – 
fördern darf, bleibt ein bitterer Beigeschmack: Diese Bun-
desförderung über einzelne Programme ist mit stärkerer 
Bundeskompetenz bei der inhaltlichen Ausgestaltung und 
Kontrolle verbunden. Das führt zu „goldenen Zügeln“ und 
zu einer Einschränkung der kommunalen Selbstverwal-
tung. Die Verbesserung der kommunalen Investitionskraft 
wird somit teuer bezahlt. Gleichwohl ist es konsequent, die 
Förderung künftig am Bedarf der Kinder auszurichten und 
nicht an der Finanzschwäche.

Aus kommunaler Sicht wäre eine generelle Verbesse-
rung der kommunalen Investitionskraft auf dem Weg der 
Steuerumverteilung beispielsweise über Umsatzsteuer-
punkte zielführender gewesen. Die Prüfung von Maßnah-
men im Sinne „der Hilfe zur Selbsthilfe für Kommunen 
zum Beispiel mit Altschulden und hohen Kassenkrediten“ 
erscheint auf den ersten Blick als verlockendes Angebot. Es 
muss aber weiterhin die föderale Grundordnung gelten: 
Die Kommunen sind Teil der Länder. Es ist nicht Aufgabe 
des Bundes, eine Lösung für die Altschuldenproblematik 
einzelner Kommunen in einigen Ländern zu fi nden und 
umzusetzen.
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Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD — kommunalrelevante Aspekte — Bewertung

Ein großes Problem des Bundesen-
gagements für die Kommunen ist bis-
lang, dass die vom Bund bereitgestell-
ten Mittel trotz klarer Zweckvorgabe 
nicht ungekürzt und zusätzlich bei 
den Kommunen ankommen. Aktuell 
ist dies bei der Weiterleitung der 
Kommunalentlastung ab 2018 zu er-
kennen: Von den zum 1.1.2018 den 
Kommunen bereitgestellten fünf Mil-
liarden Euro fl ießen eine Milliarde 
Euro über die Länder – auch diese 
Mittel kommen längst nicht überall 
ungekürzt bei den Kommunen an. 
Dies soll nunmehr geändert werden. 
Beispielhaft am sozialen Wohnungs-
bau ist im Koalitionsvertrag festge-
legt, dass durch die konkrete Pro-
grammgestaltung sichergestellt wer-
den soll, „dass die Mittel, die der Bund 
für defi nierte Aufgaben, z.B. den sozi-
alen Wohnungsbau, an andere Ge-
bietskörperschaften gibt, auch voll-
ständig für genau diese Zwecke einge-
setzt werden.“ 

Von besonderer Bedeutung für die 
Kommunen ist eine Vereinbarung im 
Kapitel „Heimat mit Zukunft“. Dort 
heißt es: „Es gilt der Grundsatz: Wer 
eine Leistung veranlasst, muss für 
ihre Finanzierung aufkommen (‚Wer 
bestellt, bezahlt‘). Das ist Grundsatz 
allen politischen Handelns der Koali-
tionspartner. Mit dieser Feststellung 
können alle Kostenausweitungen 
durch bundespolitische Maßnahmen 
aufgefangen werden.

Wichtig ist auch das klare Bekennt-
nis zur Reform der Grundsteuer und 
wichtig ist auch das, was nicht im Ko-
alitionsvertrag steht: Es gibt keine 
Vereinbarung hinsichtlich der Ende 
2019 auslaufenden erhöhten Gewer-
besteuerumlage – das bedeutet, dass 
sich nach dem Willen der Koalitions-
partner nichts an der bestehenden Ge-
setzeslage ändern soll. Eine Änderung 
hätte für westdeutsche Kommunen 
eine dynamisch wachsende Belastung 
von 3,5 Milliarden Euro ab dem Jahr 
2020 bedeutet. Anfang Februar hatte 
es dazu – erstmalig – eine gemeinsa-
me Erklärung der kommunalen Verei-
nigungen von CDU, CSU und SPD mit 
den drei kommunalen Spitzenverbän-
den gegeben.

Für die Kommunen sind die fi -
nanzpolitischen Aspekte ein wichti-
ges Signal der Verlässlichkeit.

Schule und Bildung

Der Bund wird sich weiterhin im 
Bereich der Kinderbetreuung engagie-
ren und damit diese wichtige kom-
munale Aufgabe unterstützen. Auch 
die Unterstützung bei der IT-Ausstat-
tung der allgemeinbildenden und be-
rufsbildenden Schulen stärkt die 
kommunale Infrastruktur und entlas-
tet die Kommunen als Schulträger. 
Wichtig ist dabei die Feststellung im 
Koalitionsvertrag, dass die Bundes-
mittel nicht Landes- und Kommunal-
mittel ersetzen sollen. Ebenso wichtig 
ist die Vereinbarung, dass die Vergabe 
der Bundesmittel an einvernehmlich 
mit den Ländern vereinbarte Bedin-
gungen geknüpft wird, nach denen 
die Länder insbesondere auch „dafür 
Sorge tragen, dass Betrieb, Wartung 
und Interoperabilität der Infrastruk-
turen durch die Antragsteller sicher-
gestellt werden.“ Damit wird die klare 
Verantwortung der Länder für Folge-
kosten aus Betrieb und Wartung der 
vom Bund mit geförderten IT-Ausstat-
tung der Schulen herausgestellt.

Der Rechtsanspruch auf eine Ganz-
tagsbetreuung im Grundschulalter 
wird kommen. Das ist familien- und 
bildungspolitisch ein wichtiger und 
richtiger Schritt, denn Bedarf und 
Notwendigkeit sind gegeben. Aus 
kommunaler Sicht zu begrüßen ist, 

dass der Rechtsanspruch erst ab dem 
Jahr 2025 greifen wird. „Um diesen 
Rechtsanspruch bis 2025 zu verwirk-
lichen, bedarf es konkreter rechtli-
cher, fi nanzieller und zeitlicher Um-
setzungsschritte, die wir in einer Ver-
einbarung von Bund und Ländern 
unter Einbeziehung der kommunalen 
Spitzenverbände festlegen werden. 
Dabei wird der Bund sicherstellen, 
dass insbesondere der laufenden Kos-
tenbelastung der Kommunen Rech-
nung getragen wird.“ Konkret bedeu-
tet dies vor dem Hintergrund des ver-
einbarten Grundsatzes „wer bestellt, 
bezahlt“, dass im Rahmen der Konne-
xität penibel darauf geachtet werden, 
dass die Mehrausgaben der Kommu-
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nen vollständig auszugleichen sind. 
Die im Finanztableau aufgeführten 
zwei Milliarden Euro für die Umset-
zung sind nicht mehr als ein Tropfen 
auf den heißen Stein. Neben der noch 
fehlenden Gebäudeinfrastruktur ist 
nicht zu erkennen, wie der Bedarf an 
pädagogisch ausgebildetem Betreu-
ungspersonal auch nur annähernd fi-
nanziert werden soll, wenn er denn 
gedeckt werden kann.

Sieben Jahre hört sich auf den ers-
ten Blick erst einmal lang an. Vor dem 
Hintergrund der enorm großen Her-
ausforderung, vor der Bund, Länder 
und Kommunen jetzt stehen, sollte 
aber keine Zeit vergeudet werden. 
Denn am Ende richtet sich der Rechts-
anspruch nach dem derzeitigen Pla-
nungsstand gegen die Kommunen. 
Die Koalitionspartner haben verein-
bart, dass sie für die Ausgestaltung 
des Rechtsanspruchs das Sozialge-
setzbuch (SGB) VIII nutzen wollen. Da 
hilft es wenig, dass im Koalitionsver-
trag Formulierungen mit „wollen“ 
nicht grundsätzlich prioritär sind – 
im Gegensatz zu Formulierungen mit 
„werden“. 

Migration und Integrationspolitik

CDU, CSU und SPD haben sich dar-
auf verständigt, dass im Bereich Mig-
ration und Integration die Aufnahme-
fähigkeit stärker in den Blickpunkt 
rückt. Hier hat es keine wesentlichen 
Änderungen gegenüber dem bereits 
positiven Zungenschlag der Sonde-
rung gegeben. Daran ändern auch die 
zwischenzeitlich vereinbarten Ände-
rungen beim Familiennachzug subsi-

diär Geschützter nichts. Aus kommu-
naler Sicht begrüßen wir ausdrücklich 
auch die Vereinbarungen zur gelin-
genden Integration sowie zu effizien-
teren Verfahren. Zentrale Aufnahme-
einrichtungen, wie sie jetzt kurzfris-
tig umgesetzt werden müssen, 
können die Kommunen entlasten und 
Mittel für eine gezielte Fokussierung 
der Integrationsarbeit freisetzen. 
Wichtig ist das klare Bekenntnis, dass 
die Fördermaßnahmen des Bundes 
für Aufnahme, Betreuung, Unter-
kunft, Integration und unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge weiterge-
führt werden. Inwieweit die veran-
schlagten acht Milliarden Euro aus-
reichen werden, bleibt abzuwarten. 
Unsere klare Erwartungshaltung aus 
kommunaler Perspektive ist, dass die-
se Mittel bedarfsgerecht bereitgestellt 
werden, so dass gegebenenfalls am 
Ende der acht Milliarden Euro nachfi-
nanziert werden muss, wenn die Auf-

gabe noch nicht abgeschlossen ist.

Digitalisierung

Auch bei der Digitalisierung und 
der Breitbandversorgung greift der 
Koalitionsvertrag die positiven Ansät-
ze des Sondierungsergebnisses auf 
und konkretisiert diese. Von heraus-
ragender Bedeutung sind für die Kom-
munen die Vorgaben zum Breit-
bandausbau und zum Ausbau des 5G-
Standards. Ein Rumstümpern mit 
Kupferkabeln soll es künftig nicht 
mehr geben. Wir begrüßen ausdrück-
lich, dass nur noch Glasfasertechno-
logie förderfähig sein soll. Wenn wir 
bis 2025 flächendeckend den Weg in 
die Gigabit-Gesellschaft geschafft ha-
ben sollen, dürfen wir uns nicht mehr 
mit der Technik von gestern aufhalten 
und müssen zudem klotzen und nicht 
kleckern. Dem dient auch die Bereit-
stellung der Bundesmittel in Höhe 
von zehn bis zwölf Milliarden Euro in 
den kommenden Jahren. Wichtig ist 
dabei, dass die Bundesförderung bes-
ser mit den Landesprogrammen abge-
stimmt und unbürokratisch ausge-
staltet wird.

Bei der Digitalisierung der öffentli-
chen Verwaltung, die nicht nur aus 
Sicht der Bürger und Unternehmen 
absolut zu begrüßen ist, sind die 
Kommunen frühzeitig einzubinden. 
Denn sie werden einen erheblichen 
Anteil an den künftig online bereitzu-
stellenden Angeboten beizusteuern 
haben.
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Schaffung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse

Die Stärkung des ländlichen Raums 
und das Ziel der gleichwertigen Le-
bensverhältnisse überall in Deutsch-
land findet sich in zahlreichen Kapi-
teln wieder: ob Verbesserung des 
ÖPNV, flächendeckender Ausbau mit 
Gigabit-Netzen oder Gewährleistung 
wohnortnaher ärztlicher Versorgung 
– dass hier angepackt werden muss, 
scheinen sich alle Parteien bewusst 
zu sein. Diese Priorisierung ist als be-
sonders positiv zu bewerten. Das kla-
re Bekenntnis der Koalitionspartner, 
„unser Ziel sind gleichwertige Lebens-
verhältnisse im urbanen und ländli-
chen Raum in ganz Deutschland“, ist 
ein wichtiges Signal an die Kommu-
nen nicht nur im ländlichen Raum. 
Künftig sollen bei Bundesprogram-
men Wechselwirkungen zwischen 
Stadt und Land stärker berücksichtigt 
werden.

Dies entspricht einer Forderung, 
die wir bereits in der 18. Wahlperiode 
mehrfach vorgetragen haben. Sowohl 
Maßnahmen zur Wohnraumbeschaf-
fung als auch zur nachhaltigen Mobi-
lität aber auch hinsichtlich der Ge-
sundheitsversorgung können nicht 
für einen einzelnen Raum allein be-
trachtet werden. Der ganzheitliche 
Ansatz ist von großer Bedeutung.

Dem wird die Koalition auch mit 
der vereinbarten Kommission zur 
Schaffung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse gerecht, die kurzfristig kon-
krete Ansätze zur Zielerreichung for-
mulieren soll. Wenn wir die Vorgabe 
des Grundgesetzes ernst nehmen und 
mit Leben füllen wollen, müssen wir 
klar definieren, was wir unter Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse 
verstehen — und wie wir diese Gleich-
wertigkeit erreichen wollen. Hierzu 
enthält der Koalitionsvertrag in vielen 
Kapiteln bereits brauchbare Ansatz-
punkte.

Wichtig ist, dass die Bundesförde-
rung mittels bestehender Städte-
bauförderprogramme und der Ge-
meinschaftsaufgaben für regionale 
Wirtschaftsförderung (GRW) sowie 
für Agrar und Küstenschutz (GAK) 
stärker auf das Ziel gleichwertiger Le-

bensverhältnisse ausgerichtet wird.

Zur Schaffung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse gehört auch, die 
Luftqualität in Städten zu verbessern. 
Hier setzt der Koalitionsvertrag mit 
gezielten Maßnahmen zur Förderung 
nachhaltiger Mobilität an – auch mit 
dem klaren Ziel, Fahrverbote für Die-
sel-PKW zu verhindern. Wichtig ist, 
dass technologieoffene Maßnahmen 
vereinbart worden sind. Eine einseiti-
ge Fokussierung ausschließlich auf 
Elektromobilität wäre kaum zielfüh-
rend gewesen. Gleichermaßen wich-
tig bleiben aber auch städtebauliche 
Maßnahmen, die eine weitere Zu-
zugswelle in städtische Ballungsräu-
me vermeiden.

Koalitionsstatistik

Insgesamt enthält der Koalitions-
vertrag 258 Passagen mit kommuna-
lem Bezug. Davon entfalten 225 vor-
gesehene Maßnahmen bzw. verein-
barte Ziele positive Auswirkungen auf 
die Kommunen in Deutschland, bei 
27 werden die Folgen letztendlich von 
der konkreten Umsetzung abhängen. 
Bei sechs Maßnahmen muss mit ne-
gativen Auswirkungen gerechnet wer-
den – beispielsweise im Sozialbe-
reich, wo vereinzelt steigende Sozial-
ausgaben nicht ausgeschlossen 
werden können. Zudem muss die Ver-
einbarung, dass „die Wettbewerbs-
gleichheit zwischen öffentlichen und 
privaten Unternehmen sichergestellt 
werden“ müsse, kritisch im Blick be-
halten werden. Aus kommunaler 
Sicht wurde die Wettbewerbsgleich-
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heit in der 18. Wahlperiode zum Bei-
spiel durch Änderungen im Umsatz-
steuergesetz (§ 2b) und im Vergabe-
recht sichergestellt. Dass daran 
festgehalten wird, die Flächeninan-
spruchnahme auf 30 Hektar pro Tag 
zu beschränken, ist aus Sicht der 
Landwirtschaft nachvollziehbar und 
vor dem Hintergrund einer nachhalti-
gen Entwicklung auch folgerichtig. 
Allerdings darf dadurch das Entwick-
lungspotenzial der Kommunen nicht 
eingeschränkt werden. Insofern be-
grüßen wir, dass geprüft werden soll, 
„mit welchen zusätzlichen planungs-
rechtlichen und ökonomischen Inst-
rumenten das Ziel erreicht werden 
kann.“

Von den 258 kommunal relevanten 
Aspekten des Koalitionsvertrages ge-
hen 158 Ziele und Maßnahmen auf 
Initiative der CDU und CSU zurück. 
Für 100 Aspekte liegt die Urheber-
schaft bei der SPD. Das zeigt zumin-
dest aus kommunaler Perspektive ei-
nen Koalitionsproporz, bei dem die 
These, der Vertrag trage die klare 
Handschrift der SPD oder die Union 
habe der SPD irgendetwas geschenkt, 
kaum durchdringen dürfte.

Die Zahlen zeigen: CDU, CSU und 
SPD haben einen kommunalfreundli-
chen Koalitionsvertrag vorgelegt, den 
wir jetzt gemeinsam in den kommen-
den Jahren mit Leben füllen werden.
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Ein neuer Aufbruch für Europa

Wir wollen ein Europa der Demo-
kratie mit einem gestärkten Europäi-
schen Parlament und einem lebendi-
gen Parlamentarismus auf nationaler, 
regionaler und kommunaler Ebene.

Wir wollen faire Mobilität fördern, 
jedoch missbräuchliche Zuwande-
rung in die Systeme der sozialen 
Sicherheit unterbinden.

Lokale Herausforderungen können 
nur lokal wirklich gelöst werden. Des-

halb brauchen wir gelebte Subsidiari-
tät, auch um die Handlungsspiel-
räume von Kommunen und Ländern 
zu stärken.

In der Flüchtlings- und Migrations-
politik muss die EU ihrer humanitä-
ren Verantwortung gerecht werden 
und zugleich Migration besser ord-
nen und steuern. Wir wollen Flucht-
ursachen umfassend bekämpfen, die 
Außengrenzen der EU wirksamer 

gemeinsam schützen sowie eine soli-
darische Verantwortungsteilung in 
der EU schaffen.

Wir wollen die EU finanziell stär-
ken, damit sie ihre Aufgaben besser 
wahrnehmen kann. Dafür werden wir 
bei der Erstellung des nächsten mehr-
jährigen Finanzrahmens Sorge tragen. 
[…] Wir sind zu höheren Beiträgen 
Deutschlands zum EU-Haushalt 
bereit.

Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Familien und Kinder im Mittelpunkt
Familien:

Wir werden alle Familien finanziell 
entlasten, die Kinderbetreuung ver-
bessern und mehr Zeit für Familie 
ermöglichen. Dabei wollen wir mehr 
Transparenz über familienpolitische 
Leistungen, leichtere Antragstellung 
und schnellere Bearbeitung von 
Anträgen auch durch digitale Ange-
bote und Verfahren. Mehr Leistungen 
für Familien sollen noch in dieser 
Legislaturperiode online beantragt 
werden können.

Das Kindergeld als bewährte und 
wirksame familienpolitische Leis-
tung werden wir in dieser Legislatur-
periode pro Kind um 25 Euro pro 
Monat erhöhen – in zwei Teilschritten 
(zum 1. Juli 2019 um zehn Euro, zum 
1. Januar 2021 um weitere 15 Euro).

Wir werden die harte Abbruch-
kante abschaffen und sorgen so dafür, 
dass die Leistung bei steigendem Ein-
kommen langsam ausläuft, sodass 
vom Einkommen mehr übrigbleibt. 
Damit wollen wir die Leistungsbereit-
schaft fördern und Anreize zur Auf-
nahme und Steigerung von Erwerbs-
arbeit der Eltern setzen.

Dabei müssen wir prüfen, wie Kin-
derzuschlag, Wohngeld, Kinderunter-
halt und/oder Unterhaltsvorschuss 
besser aufeinander abgestimmt wer-
den können.

Wir wollen die Beantragung dieser 
Leistung für Familien entbürokrati-
sieren und die Antragstellung dort, 

wo es möglich ist, mit Anträgen auf 
weitere Leistungen zusammenfüh-
ren.

Für Vermögen und Einkommen 
des Kindes aus Erwerbstätigkeit oder 
Ausbildungsvergütung werden wir 
einen Freibetrag schaffen.

Auch die Leistungen für Bildung 
und Teilhabe werden wir verbessern 
[…]. Leistungen sollen künftig mög-
lichst pauschal abgerechnet werden. 
[…] Dort wo es möglich ist, wollen wir 
Einzelanträge reduzieren und z.B. 
Schulen ermöglichen, gesammelte 
Anträge für die berechtigten Kinder 
diskriminierungsfrei zu stellen. […] 
Die Eigenanteile zur gemeinschaftli-
chen Mittagsverpflegung in Kitas und 
Schulen und für Schülerbeförderung 
entfallen.

Dazu unterstützen wir Länder und 
Kommunen weiterhin beim Ausbau 
des Angebots und bei der Steigerung 
der Qualität von Kinderbetreuungs-
einrichtungen und dem Angebot an 
Kindertagespflege sowie zusätzlich 
bei der Entlastung von Eltern bei den 
Gebühren bis hin zur Gebührenfrei-
heit. Dafür werden wir jährlich lau-
fende Mittel zur Verfügung stellen 
(2019 0,5 Milliarden, 2020 eine Milli-
arde, 2021 zwei Milliarden Euro). 
Hierbei wollen wir sowohl die Vielfalt 
der Betreuungsangebote beibehalten 
als auch die Länderkompetenzen 
wahren.

Die von uns vereinbarten Ziele im 
Bereich der Kindertagesbetreuung 
und der Ganztagsbetreuung von 
Grundschulkindern sind nur umsetz-
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bar, wenn die erforderlichen Fach-
kräfte zur Verfügung stehen. Deshalb 
sollen aus den Mitteln, die den Län-
dern zur Verfügung stehen, auch wei-
tere Formen der berufsbegleitenden 
oder praxisintegrierten Ausbildung 
von Erzieherinnen und Erziehern 
gefördert werden können.

Wir werden uns dafür stark 
machen, dass u.a. die Bundespro-
gramme Sprachkitas, KitaPlus, 
Betriebliche Kinderbetreuung und 
Kindertagespflege fortgeführt und 
weiterentwickelt werden.

Wir werden einen Rechtsanspruch 
auf Ganztagsbetreuung im Grund-
schulalter schaffen. Dabei werden wir 
auf Flexibilität achten, bedarfsgerecht 
vorgehen und die Vielfalt der in den 
Ländern und Kommunen bestehen-
den Betreuungsmöglichkeiten der 
Kinder- und Jugendhilfe und die 
schulischen Angebote berücksichti-
gen. Für die Ausgestaltung wollen wir 
das SGB VIII nutzen. Um diesen 
Rechtsanspruch bis 2025 zu verwirk-
lichen, bedarf es konkreter rechtli-
cher, finanzieller und zeitlicher 
Umsetzungsschritte, die wir in einer 
Vereinbarung von Bund und Ländern 
unter Einbeziehung der kommunalen 
Spitzenverbände festlegen werden. 
Dabei wird der Bund sicherstellen, 
dass insbesondere der laufenden Kos-
tenbelastung der Kommunen Rech-
nung getragen wird.

Die Zusammenarbeit von Verant-
wortlichen aus Kommunen, Wirt-
schaft und Verbänden in lokalen 
Bündnissen für Familie wollen wir 
weiterführen.

Kinder und Jugend:

Wir werden die Kinder- und 
Jugendhilfe weiterentwickeln […]. Das 
bestehende Kinder- und Jugendhilfe-
gesetz hat sich in seiner Grundaus-
richtung bewährt und hohe Akzep-
tanz erfahren. Gesellschaftliche 
Veränderungen und fachpolitische 
Erkenntnisse bringen es aber mit sich, 
dass es weiterentwickelt werden 
muss.

Wir wollen das Kinder- und 
Jugendhilferecht auf der Basis des in 
der letzten Legislaturperiode 
beschlossenen Kinder- und Jugend-
stärkungsgesetzes weiterentwickeln. 
[…] Ausgehend von den unterschiedli-
chen Bedarfen der Kinder und Jugend-
lichen und ihrer Eltern sollen die prä-
ventiven sozialräumlichen Angebote 
gestärkt werden. Die Verantwortung 
bleibt bei den Kommunen und Län-
dern.

Im Vorfeld einer Gesetzesinitiative 
werden wir einen breiten Dialog mit 
Akteuren aus Wissenschaft und Pra-
xis der Kinder- und Jugendhilfe sowie 
der Behindertenhilfe und den Län-
dern und Kommunen führen.

Die Teilhabe von jungen Menschen 
wollen wir auf allen Ebenen stärken 
und weitere Beteiligungsformate 
unterstützen. Wir wollen Jugendliche 
für Politik begeistern und die Akzep-
tanz unserer Demokratie stärken. Das 
gesellschaftliche und politische Enga-
gement sowie die kulturelle Bildung 
junger Menschen sind für uns von 
großer Bedeutung. Hierzu wollen wir 
mehr Mittel zur Verfügung stellen.

Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern:

Wir wollen die Teilhabe von Frauen 
im ländlichen Raum befördern und 
sie wirtschaftlich stärken. Dabei wol-
len wir auch kleinere Familienbe-
triebe in den Blick nehmen.

Frauen:

Um von Gewalt betroffenen Frauen 
und Kindern den gesicherten Zugang 
zu Schutz und Beratung in Frauen-
häusern zu ermöglichen, werden wir 
einen Runden Tisch von Bund, Län-
dern und Kommunen einberufen. Ziel 
der Beratungen ist der bedarfsge-
rechte Ausbau und die adäquate 
finanzielle Absicherung der Arbeit 
von Frauenhäusern und entsprechen-
den ambulanten Hilfs- und Betreu-
ungsmaßnahmen.

Um für die betroffenen Frauen den 
Zugang zu ermöglichen und ihnen bei 
der Tragung der Unterbringungskos-
ten zu helfen, werden wir prüfen, ob 
und inwieweit analog zum Unter-
haltsvorschussgesetz eine vorläufige 
Übernahme der Kosten bei gleichzei-
tigem Übergang der Unterhaltsforde-
rung auf den Kostenträger verankert 
werden kann.

Senioren:

Wir wollen die Kommunen bei der 
Bewältigung des demografischen 
Wandels nachhaltig unterstützen und 
die Menschen in den Mittelpunkt 
stellen. […] Das bedeutet vor allem 
eine gute Infrastruktur in unseren 
Kommunen und den Aufbau eines 
seniorengerechten Wohnumfelds 
und einer entsprechenden Nachbar-
schaft. Wir setzen auf einen weiteren 
Ausbau unterschiedlicher und ortsna-
her Beratungs-, Bildungs- und Unter-
stützungsangebote sowie unter-
schiedlicher Wohnformen, um den 
vielfältigen Bedürfnissen und Wün-
schen älterer Menschen gerecht zu 
werden und die Selbstbestimmung im 
Alter zu ermöglichen. Dazu wollen 
wir das bewährte Programm „Demo-
grafiewerkstatt Kommune“ ausbauen.

Die Mehrgenerationenhäuser stel-
len bundesweit, besonders für den 
ländlichen Raum, eine unverzicht-
bare soziale Infrastruktur dar und 
leisten damit einen wichtigen Beitrag 
zum generationenübergreifenden 
Dialog und zur Herstellung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse. Wir wollen 
sie absichern und weiter ausbauen, 
insbesondere im ländlichen Raum.Fo
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Offensive für Bildung, Forschung und Digitalisierung
Bildung und Schulen:

Zur Verbesserung der Bildung wollen 
wir eine Investitionsoffensive für 
Schulen auf den Weg bringen. Diese 
umfasst zusätzlich zum laufenden 
Schulsanierungsprogramm die Unter-
stützung der Länder bei ihren Investi-
tionen in die Bildungsinfrastruktur, 
insbesondere Ganztagsschul- und 
Betreuungsangebote, Digitalisierung 
und berufliche Schulen. Dazu werden 
wir die erforderliche Rechtsgrundlage 
in Art. 104c GG durch die Streichung 
des Begriffs „finanzschwache“ in 
Bezug auf die Kommunen anpassen. 
Die Kultushoheit bleibt Kompetenz 
der Länder.

Wir werden ganztägige Bildungs- 
und Betreuungsangebote für alle 
Schülerinnen und Schüler im Grund-
schulalter ermöglichen. Wir werden 
deshalb einen Rechtsanspruch auf 
Ganztagsbetreuung für alle Kinder im 
Grundschulalter schaffen. Dafür wer-
den wir gemeinsam mit den Ländern 
die Angebote so ausbauen, dass der 
Rechtsanspruch im Jahre 2025 erfüllt 
werden kann. Der Bund stellt für 
Investitionen in Ganztagsschul- und 
Betreuungsangebote zwei Milliarden 
Euro zur Verfügung. Bei der Umset-
zung des Rechtsanspruchs werden 
wir auf Flexibilität achten, bedarfsge-
recht vorgehen und die Vielfalt der in 
den Ländern und Kommunen beste-
henden Betreuungsmöglichkeiten der 
Kinder- und Jugendhilfe und die 
schulischen Angebote berücksichti-
gen und darauf aufbauen. Für die Aus-
gestaltung wollen wir das Sozialge-
setzbuch (SGB) VIII nutzen. Um diesen 
Rechtsanspruch bis 2025 zu verwirk-
lichen, bedarf es konkreter rechtli-
cher, finanzieller und zeitlicher 
Umsetzungsschritte, die wir in einer 
Vereinbarung von Bund und Ländern 
unter Einbeziehung der kommunalen 
Spitzenverbände festlegen werden. 
Dabei wird der Bund sicherstellen, 
dass insbesondere der laufenden Kos-
tenbelastung der Kommunen Rech-
nung getragen wird.

Deshalb werden wir unsere Schu-
len im Rahmen des gemeinsamen 
Digitalpaktes Schule von Bund und 
Ländern so ausstatten, dass die Schü-
lerinnen und Schüler in allen Fächern 

und Lernbereichen eine digitale Lern-
umgebung nutzen können, um die 
notwendigen Kompetenzen in der 
digitalen Welt zu erwerben. Bund, 
Länder und Schulträger werden 
gemeinsam die erforderliche IT-Infra-
struktur und die für digitales Lernen 
erforderlichen Technologien auf-
bauen. Ausgangspunkte für die 
Gestaltung des Digitalpakts Schule 
sind die digitalen Bildungsstrategien 
von Bund und Ländern sowie der 
bereits vorliegende Eckpunkteent-
wurf einer Bund-Länder-Vereinba-
rung. In diesem Zusammenhang wol-
len wir auch eine gemeinsame 
Cloud-Lösung für Schulen schaffen. 
Der Bund stellt für diese Aufgaben 
fünf Milliarden Euro in fünf Jahren 
zur Verfügung, davon 3,5 Milliarden 
Euro in dieser Legislaturperiode, die 
die Länder- und Kommunalinvestitio-
nen ergänzen, nicht ersetzen.

Die Vergabe der Bundesmittel wird 
an einvernehmlich mit den Ländern 
vereinbarte Bedingungen gebunden, 
insbesondere werden die Länder […] 
dafür Sorge tragen, dass Betrieb, War-
tung und Interoperabilität der Infra-
strukturen durch die Antragsteller 
sichergestellt werden.

Nach dem Vorbild der gemeinsa-
men Initiative zur Förderung leis-
tungsstarker und leistungsfähiger 
Schülerinnen und Schüler wollen wir 
gemeinsam mit den Ländern die 
besonderen Herausforderungen von 
Schulen in benachteiligten sozialen 
Lagen und mit besonderen Aufgaben 
der Integration aufgreifen. Der Bund 

sorgt dabei für die Förderung der 
begleitenden Forschung sowie die 
Evaluierung der Wirksamkeit der 
getroffenen Maßnahmen. Die Länder 
sorgen für die Begleitung und Förde-
rung der teilnehmenden Schulen.

Berufliche Bildung:

Die Berufliche Bildung werden wir 
mit einem Berufsbildungspakt 
modernisieren und stärken. Dazu 
gehören im Rahmen der Investitions-
offensive für Schulen nach Art. 104c 
GG eine Ausstattungsoffensive für 
berufliche Schulen vor dem Hinter-
grund der Digitalisierung.

Darüber hinaus wollen wir die 
erfolgreiche Arbeit der Jugendberufs-
agenturen ausweiten.

Hochschulen:

Auch die Schaffung studentischen 
Wohnraums, u.a. auch Wohnheim-
plätze, wollen wir fördern.

Wir wollen die Umsetzung des 
„Masterplans Medizinstudium 2020“ 
zur Neustrukturierung und Verbesse-
rung der Medizinerausbildung, zur 
Stärkung der Allgemeinmedizin, zur 
Anpassung des Zulassungsverfahrens 
und zur besseren flächendeckenden 
hausärztlichen Versorgung gerade in 
ländlichen Regionen eng begleiten. 
Der Bund wird die Länder bei der 
Novellierung der Hochschulzulas-
sung zum Medizinstudium begleiten, 
die im Zuge des Bundesverfassungs-
gerichtsurteils notwendig geworden 
ist.
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Forschung und Innovation:

Für strukturschwache Regionen in 
ganz Deutschland, in denen es an 
unternehmerischer Innovationskraft 
fehlt, wollen wir mit einem Rahmen-
programm „Innovation und Struktur-
wandel“ zielgenaue Förderinstru-
mente entwickeln, z.B. durch das 
Programm „WIR – Wandel in der 
Region durch Innovation“ sowie wei-
tere Maßnahmen zum Ausbau der 
Innovationskompetenz an regionalen 
Hochschulen und Forschungsein-
richtungen und zur Vernetzung von 
Innovationsakteuren vor Ort.

Wir wollen die Erforschung syn-
thetischer Kraftstoffe stärken und 
diese pilothaft zum Einsatz bringen.

Digitalisierung:

Wir gestalten den Weg in die Giga-
bit-Gesellschaft mit höchster Priori-
tät. Deshalb wollen wir den flächen-
deckenden Ausbau mit Gigabit-Netzen 
bis 2025 erreichen. Wir wollen den 
Netzinfrastrukturwechsel zur Glasfa-
ser. Unser Ziel lautet: Glasfaser in 
jeder Region und jeder Gemeinde, 
möglichst direkt bis zum Haus. Schu-
len, Gewerbegebiete, soziale Einrich-
tungen in der Trägerschaft der öffent-
lichen Hand und Krankenhäuser 
werden wir bereits in dieser Legisla-
turperiode direkt an das Glasfasernetz 
anbinden. […] Wir gehen von einem 
öffentlichen Finanzierungsbedarf 
von 10 bis 12 Mrd. Euro in dieser 
Legislaturperiode aus, die wir in 
einem Gigabitinvestitionsfonds ver-
lässlich bereitstellen. Hierfür werden 
wir die Erlöse aus der Vergabe der 
UMTS- und 5G-Lizenzen zweckge-
bunden bereitstellen und wollen bis 
2021 im Haushalt sicherstellen, dass 
das Fördervolumen insgesamt 
erreicht wird.

Diese öffentlichen Fördermittel 
werden wir so einsetzen, dass aus-
schließlich Ausbauabschnitte förder-
fähig sind, die mit Glasfasertechnolo-
gie ausgebaut werden. Die 
Förderverfahren werden wir so gestal-
ten, dass unterversorgte Gebiete in 
ländlichen Regionen systematisch 
ausgebaut werden. Dafür werden wir 
unsere Förderbedingungen vereinfa-
chen und so verändern, dass eine zeit-
nahe Realisierung möglich wird. Die 
Aufgreifschwellen werden wir für 
eine Förderung an diese Zielvorgaben 
anpassen. Bei der Förderung wollen 
wir Synergien mit den Ländern sicher-

stellen.

Ferner wollen wir neue Anreize für 
den privatwirtschaftlichen Glasfaser-
ausbau schaffen. Um den Aufbau sol-
cher Netze zu erleichtern, werden wir 
statt einer detaillierten ex-ante-Regu-
lierung wie im bisherigen Kupfernetz 
auf ein Modell des diskriminierungs-
freien Zugangs (im Sinne des Open-
Access) setzen.

Mit dem hier dargestellten Maß-
nahmenpaket werden wir das Ziel 
eines flächendeckenden Zugangs zum 
schnellen Internet aller Bürgerinnen 
und Bürger erreichen. Dazu werden 
wir einen rechtlich abgesicherten 
Anspruch zum 01.01.2025 schaffen 
und diesen bis zur Mitte der Legisla-
turperiode ausgestalten.

Wir forcieren den Ausbau der 
Mobilfunkversorgung und entwi-
ckeln Deutschland zum Leitmarkt für 
5G. Die Frequenzpolitik und die fre-
quenzregulatorischen Festlegungen 
der Regulierungsbehörde müssen 
sicherstellen, dass es zu einer verläss-
lichen und lückenlosen Mobilfunk-
versorgung insbesondere im ländli-
chen Raum kommt.

Die Lizenzvergabe werden wir mit 
Ausbauauflagen kombinieren, um 
bestehende Funklöcher zu schließen 
und 5G dynamisch aufzubauen. Es 
muss die Vorgabe gelten: Neue Fre-
quenzen nur gegen flächendeckende 
Versorgung.

Forschung und Testversuche mit 
5G werden wir fortführen und inten-
sivieren. Wir wollen eine 5x5G-Strate-
gie auflegen. Fünf Regionen sollen 
prioritär mit einem entsprechenden 

Mobilfunkstandard ausgestattet sein, 
um Forschung zu intensivieren und 
Infrastrukturaufbau zu beschleuni-
gen. Auch ländliche Regionen sollen 
davon profitieren.

Wir werden bestehende Funklö-
cher und weiße Flecken beim Mobil-
funk und mobilen Internet zügig 
schließen und dazu mit den Ländern 
und den Mobilfunkanbietern eine 
bundesweite Gesamtstrategie erarbei-
ten. Die Regulierungsbörde wird die 
Erfüllung festgelegter Versorgungs-
auflagen durchsetzen, indem sie mit 
einem Prüfkonzept und mit bundes-
weiten Mobilfunknetztests die Erfül-
lung von Versorgungsauflagen über-
wacht und im Einzelfall Sanktionen 
verhängt. Wir werden die Bundes-
netzagentur beauftragen, ihre App zur 
Mobilfunknetzmessung so zu erwei-
tern, dass Bürger einfach und unbüro-
kratisch Funklöcher an die Behörde 
melden können. Diese Meldungen 
sollen in einer Mobilfunkversor-
gungskarte zusammengeführt und 
veröffentlicht werden. Die Bundes-
netzagentur wird jährlich einen 
Monitoringbericht über die Sicher-
stellung der zugesagten Netzabde-
ckung veröffentlichen und ggf. Hand-
lungsempfehlungen aussprechen.

Mit dem mit fünf Milliarden dotier-
ten Digitalpakt#D zielen Bund und 
Länder auf die flächendeckende digi-
tale Ausstattung aller Schulen, damit 
die Schülerlinnen und Schüler in 
allen Fächern und Lernbereichen eine 
digitale Lernumgebung nutzen kön-
nen. In diesem Zusammenhang wol-
len wir eine nationale Bildungsplatt-
form schaffen, die auch eine offene 
Schnittstelle für das Zusammenwir-
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ken mit bestehenden Lernplattfor-
men und Cloudlösungen anbietet.

Wir wollen, dass Unternehmen 
etwa mit Hilfe eines one-stop-shop 
und mehr Transparenz in der Förder-
landschaft schnell und unbürokra-
tisch gegründet werden können.

Wir werden prüfen, inwieweit wir 
eine Erweiterung der Gemeinschafts-
aufgaben „Regionale Wirtschaftsför-
derung“ um Digitalisierung in der Flä-
che erreichen.

Wir wollen einfache und sichere 
Lösungen für die elektronische Iden-
tifizierung und Ende-zu-Ende-Ver-
schlüsselung für jedermann verfüg-
bar machen und es den Bürgerinnen 
und Bürger ermöglichen, verschlüs-
selt mit der Verwaltung über gängige 
Standards zu kommunizieren (PGP/
SMIME).

Wir werden in einem digitalen Por-
tal für Bürger und Unternehmen den 
einfachen, sicheren und auch mobi-
len Zugang zu allen Verwaltungs-
dienstleitungen ermöglichen. Dazu 
vernetzen wir geeignete zentrale und 
dezentrale Verwaltungsportale in 
einem Portalverbund. In dem damit 
verknüpften Bürgerkonto hat der Bür-
ger Einblick, welche Daten beim Staat 
vorliegen, welche Behörde darauf 
Zugriff genommen hat und kann den 
Umgang mit seinen persönlichen 
Daten steuern. Für die Umsetzung des 
Gesetzes zur Verbesserung des 

Onlinezugangs zu Verwaltungsleis-
tungen (OZG) wollen wir 500 Millio-
nen Euro zur Verfügung stellen.

Wir errichten eine E-Government-
Agentur, die gemeinsam schneller als 
bisher für alle föderalen Ebenen Stan-
dards sowie Pilotlösungen entwickelt.

Wir führen eine vollständig elekt-
ronische Vorgangsbearbeitung in der 
öffentlichen Verwaltung (eAkte) zügig 
ein.

Der elektronische Personalausweis 
wird zu einem universellen, sicheren 
und mobil einsetzbaren Authentifi-
zierungsmedium. […] Wir verankern 
eine sogenannte Opt-in Lösung, die 
das Zustimmungsrecht der Bürger 
festschreibt. Damit ermöglichen 
Behörden Daten über gemeinsame 
Register und eindeutige, registerüber-
greifende Identifikationen zu ver-
knüpfen („once only“-Prinzip). Wir 
werden die öffentlichen Register 
modernisieren und dafür die Vor-
schläge des Normenkontrollrates prü-
fen.

Die Daten der öffentlichen Verwal-
tung sollen der Bevölkerung grund-
sätzlich kostenfrei zur Verfügung ste-
hen.

Wir werden in der nächsten Bun-
desregierung das bestehende eHealth-
Gesetz im Zuge technologischer Inno-
vationen im Dialog mit allen 
Stakeholdern weiterentwickeln und 

einen konkreten Aktionsplan bis 2020 
mit Maßnahmen und Meilensteinen 
aufstellen. [...] Außerdem wollen wir 
die Möglichkeit der digitalen Rezept-
vergabe auch ohne Arztbesuch schaf-
fen.

Gemeinsam mit den Ländern wol-
len wir die Vorteile von Smart City 
und Smart Rural Area für die Men-
schen nutzbar machen. Dazu wollen 
wir ein Bundesprogramm „Smarte 
Modellregionen“ auflegen, das insbe-
sondere ländliche Regionen und mitt-
lere Städte in den Fokus rückt und die 
Vernetzung von Stadt und Umland 
verfolgt sowie den demografischen 
Wandel im ländlichen Raum gestalten 
hilft. […] Wir wollen Städte und Regio-
nen dabei unterstützen, im Rahmen 
der Smart Cities Initiative der EU 
europäische Projekte im Bereich der 
Smart Cities zu initiieren und sich an 
internationalen Wettbewerben zu 
beteiligen.

Wir wollen, dass Mobilität über 
alle Fortbewegungsmittel (Auto, 
ÖPNV, E-Bikes, Car- und Ride Sharing, 
Ruftaxen, etc.) hinweg geplant, 
gebucht und bezahlt werden kann 
und führen deshalb eine digitale 
Mobilitätsplattform ein, die neue und 
existierende Mobilitätsangebote 
benutzerfreundlich miteinander ver-
netzt.

Wir wollen Ruf- und Bürgerbusse 
stärken und etwaige Regelungshin-
dernisse beseitigen.

Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Gute Arbeit, breite Entlastung und soziale Teilhabe sichern
Gute Arbeit:

Wir bekennen uns zum Ziel der Voll-
beschäftigung. Dazu gehört auch, dass 
Menschen, die schon sehr lange 
arbeitslos sind, wieder eine Perspek-
tive auf dem Arbeitsmarkt eröffnet 
wird.

Mit einem ganzheitlichen Ansatz 
wollen wir die Qualifizierung, Ver-
mittlung und Reintegration von Lang-
zeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt 
vorantreiben.

Die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
erfolgt dabei sowohl auf dem ersten 
Arbeitsmarkt als auch auf dem sozia-
len Arbeitsmarkt z.B. durch Lohnkos-
tenzuschüsse. Das schließt Arbeitge-

ber der freien Wirtschaft, 
gemeinnützige Einrichtungen und 
Kommunen ein. […] Dazu schaffen wir 
u.a. ein neues unbürokratisches Rege-
linstrument im SGB II „Teilhabe am 
Arbeitsmarkt für alle“. Wir stellen uns 
eine Beteiligung von bis zu 150.000 
Menschen vor. Die Finanzierung 
erfolgt über den Eingliederungstitel, 
den wir hierfür um vier Milliarden 
Euro im Zeitraum 2018 – 2021 aufsto-
cken werden.

Durch einen erleichterten Daten-
austausch einschließlich der Schüler-
daten soll die Transparenz am Über-
gang von der Schule in Ausbildung 
erhöht und die Zusammenarbeit der 
beteiligten Institutionen verbessert 

werden, um so einen erfolgreichen 
beruflichen Werdegang zu unterstüt-
zen. Dies ist z.B. für die Jugendberufs-
agenturen wichtig, um den Übergang 
Schule Beruf erfolgreich begleiten zu 
können.

Auch die Leistungen für Bildung 
und Teilhabe werden wir verbessern, 
Hemmnisse der Inanspruchnahme 
beseitigen, die Wirkung prüfen und 
gezielt erhöhen. Leistungen sollen 
künftig möglichst pauschal abgerech-
net werden. Dort wo es möglich ist, 
wollen wir Einzelanträge reduzieren 
und z.B. Schulen ermöglichen, gesam-
melte Anträge für die berechtigten 
Kinder diskriminierungsfrei zu stel-
len. Unter anderem soll hierzu das 
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Schulstarterpaket aufgestockt wer-
den. Die Eigenanteile zur gemein-
schaftlichen Mittagsverpflegung in 
Kitas und Schulen und für Schülerbe-
förderung entfallen.

Entlastung bei Steuern und Sozial-
abgaben

Wir halten an der bewährten 
Übung fest, alle zwei Jahre einen 
Bericht zur Entwicklung der kalten 
Progression vorzulegen und den Ein-
kommensteuertarif im Anschluss 
entsprechend zu bereinigen. Wir prü-
fen zudem eine Anpassung der pau-
schalen Steuerfreibeträge für Men-
schen mit einer Behinderung.

Wirtschaft:

Kommunale und andere öffentli-
che Unternehmen sind wichtige Säu-
len der Sozialen Marktwirtschaft und 
der Daseinsvorsorge. Sie bieten 
sichere und gute Arbeit, stärken die 
regionale Identität und sind unver-
zichtbar für die Bereitstellung öffent-
licher Güter. Sie sind von großer 
Bedeutung für die lokale Wertschöp-
fung. Dabei muss die Wettbewerbs-
gleichheit zwischen öffentlichen und 
privaten Unternehmen sichergestellt 
werden.

Unser Ziel ist Vollbeschäftigung. 
Insbesondere Langzeitarbeitslose gilt 
es, besser zu fördern und zu aktivie-
ren und ihnen den (Wieder-)Einstieg 
in den Arbeitsmarkt zu ermöglichen.

Es ist daher von besonderer Bedeu-
tung, dass der Weg zu einer nachhalti-
gen Mobilität technologieoffen und 
ohne politische Technologiefestle-
gung erfolgt. Die Politik ist gefordert, 
die richtigen Rahmenbedingungen 
und Grenzwerte zu setzen und deren 
Einhaltung zu überwachen. Die Wirt-
schaft ist gefordert, die richtigen 
Technologien zu entwickeln und mit 
innovativen Produkten und 
Geschäftsmodellen die gemeinsam 
gesetzten Ziele umzusetzen.

Wir wollen Flüssiggas (LNG), Land-
strom und Wasserstoff als umwelt-
freundliche Antriebe für Schiffe durch 
Verstärkung der Förderung im Bereich 
der See- und Binnenschifffahrt etab-
lieren.

Wir werden ein gesamtdeutsches 
Fördersystem für strukturschwache 
Regionen entwickeln, das allen Bun-
desländern gerecht wird und das För-
dergefälle zu Nachbarstaaten 
Deutschlands berücksichtigt. Die 

künftige Strukturförderung soll für 
eine breitere Verwendung geöffnet 
werden. […] Um die flächendeckende 
Strukturschwäche insbesondere in 
den neuen Bundesländern zu über-
winden, ist die Förderung in den 
struktur-schwächsten Regionen 
durch eine Abstufung der Fördersätze 
zu intensivieren und bei der Mittel-
verteilung angemessen zu berück-
sichtigen. Um gleichwertige Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land zu 
gewährleisten, wollen wir nicht abge-
rufene Fördermittel aus diesen Bun-
desprogrammen überjährig bündeln 
und für Regionalprojekte in struktur-
schwachen Regionen einsetzen.

Die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ soll weiterhin auch und 
gerade die wirtschaftlichen Struktur-
probleme ländlicher und städtischer 
Räume adressieren. Sie soll auch zum 
Abbau des Strukturgefälles innerhalb 
von Bundesländern beitragen. Eben-
falls wollen wir weitere Bundespro-
gramme im Rahmen der Konzipie-
rung des gesamtdeutschen 
Fördersystems daraufhin überprüfen, 
ob und wie sie zur Förderung struk-
turschwacher Regionen beitragen 
können.

Wir setzen uns für eine starke EU-
Kohäsionspolitik ein, die auch künf-
tig alle Regionen angemessen berück-
sichtigt und gleichzeitig notwendige 
Strukturreformen in den Mitglied-
staaten besser unterstützt.

Die Digitalisierung ist Chance und 
Herausforderung für den Einzelhan-
del. Es soll ein Kompetenzzentrum 
Handel geschaffen werden, um kon-
krete Hilfestellungen für den kleinen 
und mittleren Einzelhandel zu leis-
ten.

Die klassische Mittelstandsfinan-
zierung über Sparkassen, Volks- und 
Genossenschaftsbanken, Privatban-
ken, Förderbanken sowie Bürgschafts-
banken wollen wir sichern und stär-
ken.

Wir wollen die Digitalisierung der 
Verwaltung und wollen ein zentrales, 
einheitliches digitales Portal für Bür-
gerinnen und Bürger sowie Unterneh-
men schaffen. Die Umsetzung werden 
wir mit großer Dynamik in dieser 
Legislaturperiode vorantreiben.

Wir wollen das Onlinezugangsge-
setz um einen Digitalisierungspakt 
zwischen Bund, Ländern und Kom-

munen ergänzen. Darin bekennen wir 
uns zu einer vertrauensvollen Zusam-
menarbeit und regeln die Verteilung 
der notwendigen Investitionskosten. 
Damit Bürgerinnen und Bürger sowie 
Unternehmen ihre Daten nur einmal 
angeben müssen, entwickeln wir ein 
behördenübergreifendes Datenmana-
gement, das die Weitergabe von Daten 
zwischen Behörden erleichtert und 
gleichzeitig das hohe deutsche Daten-
schutzniveau erhält. Wir nutzen das 
Konzept, die 100 wichtigsten Verwal-
tungsleistungen online anzubieten. 
Schwerpunkte setzen wir dabei in den 
Bereichen Steuern und Abgaben, 
Bilanzierung und Buchführung, Per-
sonal, Ausschreibungen und öffentli-
che Aufträge, Unternehmensüber-
gang sowie Bauen und Immobilien 
und erarbeiten die hierfür notwendi-
gen Angebote in enger Abstimmung 
mit den Nutzerinnen und Nutzern 
aus den Unternehmen.

Wir werden das Planungs- und 
Genehmigungsrecht daher umfas-
send auf Beschleunigungs- und Ent-
bürokratisierungsmöglichkeiten 
überprüfen.

Öffentliche Aufträge müssen mit-
telstandsfreundlich ausgeschrieben 
werden. Zur weiteren Vereinheitli-
chung des Vergaberechts prüfen wir 
die Zusammenführung von Verfah-
rensregeln für die Vergabe von Liefer- 
und Dienstleistungen einerseits und 
von Bauleistungen andererseits in 
einer einheitlichen Vergabeverord-
nung.

Der Tourismus ist ein wichtiger 
Wirtschaftsfaktor in Deutschland, 
auch in ländlichen Räumen. Wir wol-
len die touristische Entwicklung 
nachhaltig stärken.

Im Inland setzen wir uns vor allem 
für eine Qualifizierung von geringqua-
lifizierten Beschäftigten und bessere 
Rahmenbedingungen für ältere 
Beschäftigte ein. […] Zudem wollen 
wir durch Qualifizierung und Weiter-
bildung Langzeitarbeitslosen und Bil-
dungsabbrechern bessere Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt ermöglichen.

Die Berufliche Bildung werden wir 
mit einem Berufsbildungspakt 
modernisieren und stärken. Dazu 
gehören eine Ausstattungsoffensive 
für berufliche Schulen vor dem Hin-
tergrund der Digitalisierung […].

Im europäisch-kanadischen Han-
delsabkommen CETA sind zukunfts-
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weisende Regelungen für den Schutz 
von Umwelt und Gesundheit, Arbeit-
nehmerrechten, öffentlicher Daseins-
vorsorge und für einen fortschrittli-
chen Investitionsschutz vereinbart 
worden. Dies muss auch für künftige 
Handelsabkommen gelten.

Finanzen und Steuern:

Kommunal wirksame Maßnahmen 
des Bundes

•  Programm Ganztagsschule / Ganz-
tagsbetreuung: 2,0 Mrd. EUR

•  Breitbandausbau, Digitalpakt 
Schulen (Infrastruktur): Fonds

•  Erhöhung Kindergeld und Kinder-
freibetrag: 3,5 Mrd. EUR

•  Kita (Gebühren und Qualität): 3,5 
Mrd. EUR

•  Eingliederungstitel SGB II: Sozialer 
Arbeitsmarkt / Soziale Teilhabe: 4,0 
Mrd. EUR

•  Weitere Förderung sozialer Woh-
nungsbau durch Bund in 
2020/2021: 2,0 Mrd. EUR

•  Steuerliche Förderung von mehr 
Wohneigentum: 2,0 Mrd. EUR

•  Erhöhung der Mittel Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) 
2020/21: 1,0 Mrd. EUR

•  Regionale Strukturpolitik / Struk-
turwandel Kohlepolitik: 1,5 Mrd. 
EUR

•  Ländliche Räume / Landwirtschaft: 
1,5 Mrd. EUR

•  Fortsetzung kommunaler wie auch 
Landesprogramme: 8,0 Mrd. EUR

Mit den Versteigerungserlösen der 
5G-Lizenzen wollen wir einen Inves-

titionsfonds einrichten, der für den 
Ausbau der digitalen Infrastruktur zur 
Verfügung steht.

Wir stellen die weitere Finanzie-
rung der laufenden Maßnahmen zur 
Entlastung von Ländern und Kommu-
nen bei den Flüchtlingskosten (Integ-
rationspauschale, Kosten der Unter-
kunft, Unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge) in den Jahren bis 2021 
mit insgesamt weiteren acht Milliar-
den Euro sicher und gestalten sie 
gemeinsam – wo erforderlich – effizi-
enter neu aus.

Wir wollen durch die konkrete Pro-
grammgestaltung sicherstellen, dass 
die Mittel, die der Bund für definierte 
Aufgaben, z.B. den sozialen Woh-
nungsbau, an andere Gebietskörper-
schaften gibt, auch vollständig für 
genau diese Zwecke eingesetzt wer-
den.

Regional tätige Finanzinstitute wie 
Sparkassen, Genossenschaftsbanken 
und Förderbanken sind wichtige 
Finanzpartner vieler Menschen und 
Unternehmen in unserem Land. Wir 
sehen sie als wichtige Säule für die 
Stabilität im Finanzsystem und kämp-
fen daher für ihren Erhalt. Wir werden 
bei der Regulierung danach unter-
scheiden, ob es sich um Sparkassen, 
Genossenschaftsbanken, Förderban-
ken bzw. kleine und mittlere Privat-
banken mit risikoarmen Geschäfts-
modellen handelt oder um 
systemrelevante Großbanken.

Energie:

Eine Voraussetzung für eine erfolg-
reiche Energiewende und Klima-
schutzpolitik ist ein weiterer zielstre-
biger, effizienter, netzsynchroner und 
zunehmend marktorientierter Aus-

bau der Erneuerbaren Energien. Unter 
diesen Voraussetzungen streben wir 
einen Anteil von etwa 65 Prozent 
Erneuerbarer Energien bis 2030 an 
und werden entsprechende Anpas-
sungen vornehmen. Der Ausbau der 
Erneuerbaren Energien muss deutlich 
erhöht werden, auch um den zusätzli-
chen Strombedarf zur Erreichung der 
Klimaschutzziele im Verkehr, in 
Gebäuden und in der Industrie zu 
decken.

Hier sollen je vier Gigawatt 
Onshore-Windenergie und Photovol-
taik sowie ein Offshore-Windenergie-
beitrag zugebaut werden, je zur Hälfte 
wirksam in 2019 und 2020. Voraus-
setzung ist die Aufnahmefähigkeit der 
entsprechenden Netze. Die Heraus-
forderung besteht in einer besseren 
Synchronisierung von Erneuerbaren 
Energien und Netzkapazitäten.

Wir wollen durch eine stärkere 
Marktorientierung der Erneuerbaren 
Energien Investitionen in Speicher-
technologien und intelligente Ver-
marktungskonzepte fördern. Ziel ist 
es, die Versorgungssicherheit in allen 
Teilen Deutschlands weiterhin sicher-
zustellen und die EEG- und System-
kosten so gering wie möglich zu hal-
ten.

Wir werden

• Anstrengungen zum Ausbau und 
zur Modernisierung der Energie-
netze unternehmen. Zu diesem 
Zweck werden wir einen ambitio-
nierten Maßnahmenplan zur Opti-
mierung der Bestandsnetze und 
zum schnelleren Ausbau der 
Stromnetze erarbeiten. Wir werden 
das Netzausbaubeschleunigungs-
gesetz novellieren und vereinfa-
chen. Notwendig sind auch ökono-
mische Anreize für eine 
Optimierung der Netze.

• unter Anerkennung der zuneh-
menden Verantwortung der Strom-
verteilnetzbetreiber den Regulie-
rungsrahmen weiterentwickeln, 
um Investitionen in intelligente 
Lösungen (Digitalisierung) – 
gerade auch im Bereich der 
Verteilnetze – zu flankieren.

• beim weiteren Ausbau der Wind-
energie an Land einen besseren 
Interessenausgleich zwischen 
Erneuerbaren-Branche einerseits 
und Naturschutz- und Anwohner-
anliegen andererseits gewährleis-
ten.
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• durch eine bundeseinheitliche 
Regelung beim weiteren Ausbau 
der Erneuerbaren Energien (EE) die 
Standortgemeinden stärker an der 
Wertschöpfung von EE-Anlagen 
beteiligen und die Möglichkeiten 
einer Projektbeteiligung von Bür-
gerinnen und Bürgern verbessern, 
ohne dass dies insgesamt zu Kos-
tensteigerungen beim EE-Ausbau 
führt. Wir werden die bestehende 
Mieterstromregelung optimieren, 
indem der Verlust der tradierten 
gewerbesteuerlichen Behandlung 
von Wohnungsbaugenossenschaf-
ten vermieden wird, um nachhal-
tige Mieterstrommodelle zu 
ermöglichen.

• die Kopplung der Sektoren Wärme, 
Mobilität und Elektrizität in Ver-
bindung mit Speichertechnologien 
voranbringen. Dafür müssen die 
Rahmenverbindungen angepasst 
werden. Stadtwerke und Verteil-
netzbetreiber haben durch ihre 
Nähe zu Energieversorgern und 
Verbrauchern sowie dem öffentli-
chen Nahverkehr eine Schlüssel-
position in der Sektorkopplung.

• die Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) 
weiterentwickeln und umfassend 
modernisieren, so dass sie im Rah-
men der Energiewende eine 
Zukunft hat.

Verkehr:

Wir wollen deshalb für alle Men-
schen in Deutschland eine moderne, 
saubere, barrierefreie und bezahlbare 
Mobilität organisieren und dabei die 
gesellschaftlichen Herausforderun-
gen wie den demografischen Wandel, 
die Urbanisierung, Anbindung ländli-
cher Räume und Globalisierung meis-
tern.

Wir werden die Mittel für das 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG) bis 2021 auf jährlich eine 
Milliarde Euro erhöhen und danach 
jährlich dynamisiert für Aus- und 
Neubaumaßnahmen zur Verfügung 
stellen.

Wir werden ein Planungs- und 
Baubeschleunigungsgesetz verab-
schieden. Damit wollen wir deutliche 
Verbesserungen und noch mehr 
Dynamik in den Bereichen Verkehr, 
Infrastruktur, Energie und Wohnen 
erreichen.

Für fünf Pilotprojekte wollen wir 
Baurecht durch Maßnahmengesetze 
erproben. Das Instrument der Plange-

nehmigung wollen wir stärken, insbe-
sondere bei Ersatzneubauten und 
Lärmschutzmaßnahmen. Gemeinsam 
mit der Wirtschaft werden wir die 
Gewinnung von Fachpersonal gezielt 
angehen.

Wir werden eine Kommission 
unter Einbeziehung der unterschied-
lichen Akteure aus Politik, Wirtschaft, 
Umweltverbänden, Gewerkschaften 
sowie betroffenen Ländern und Regi-
onen einsetzen, die bis Anfang 2019 
eine Strategie „Zukunft der bezahlba-
ren und nachhaltigen Mobilität“ mit 
verlässlicher Zeitschiene erarbeitet.

Wir wollen die Klimaziele von 
Paris erreichen und dabei soziale 
Belange berücksichtigen, die Wettbe-
werbsfähigkeit der Industrie gewähr-
leisten und bezahlbare Mobilität 
sicherstellen. Dafür bedarf es eines 
ganzen Bündels von Maßnahmen, wie 
zum Beispiel der Förderung von Elek-
tromobilität, des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs und des Schienen-
verkehrs, effizienteren und sauberen 
Verbrennungsmotoren inklusive 
Nachrüstungen sowie der Versteti-
gung der Mittel im Rahmen des Natio-
nalen Forums Diesel.

Wir wollen gemeinsam mit Län-
dern und Kommunen unsere Anstren-
gungen für eine Verbesserung der 
Luftqualität insbesondere in beson-
ders belasteten Innenstädten erheb-
lich verstärken. Wir wollen Fahrver-
bote vermeiden und die 
Luftreinhaltung verbessern. Die Kom-
munen wollen wir unterstützen die 
Emissionsgrenzwerte im Rahmen 
ihrer Luftreinhaltepläne mit anderen 
Maßnahmen als mit pauschalen Fahr-
verboten einzuhalten.

Wir wollen insbesondere die 

Schadstoffemissionen aus dem Stra-
ßenverkehr an der Quelle weiter redu-
zieren. Dazu gehören – soweit tech-
nisch möglich und wirtschaftlich 
vertretbar – technische Verbesserun-
gen von Fahrzeugen im Bestand. Wir 
werden im Jahr 2018 auf der Basis der 
Ergebnisse der laufenden Untersu-
chungen der Hardware-Nachrüs-
tungsvarianten in der Arbeitsgruppe 
„Technische Nachrüstung“ und den 
weiteren Entscheidungen des „Diesel-
Gipfels“ sowie aller rechtlicher Fragen 
der Zulassung, Gewährleistung und 
Kostentragung sowie in Kenntnis von 
Gerichtsentscheidungen und den 
Entscheidungen auf europäischer 
Ebene über weitere Schritte zur NOx-
Reduzierung, auch der technischen 
Nachrüstungen, entscheiden. Wir set-
zen uns dabei für ein gemeinsames 
und koordiniertes Vorgehen von 
Bund, Ländern, Kommunen, Unter-
nehmen und Gewerkschaften ein.

In den besonders betroffenen Städ-
ten wollen wir aus dem Fonds „Nach-
haltige Mobilität für die Stadt“ Mobili-
tätspläne zur Schadstoffreduktion 
sowie die darin verankerten Maßnah-
men fördern. Das Sofortprogramm 
„Saubere Luft 2017-2020“ wollen wir 
fortschreiben. Bundes- und Landes-
programme sollen kumuliert werden 
können.

Wir wollen den Umstieg der Fahr-
zeugparks von Behörden, Taxiunter-
nehmen, Handwerksbetrieben sowie 
des ÖPNV auf emissionsarme bzw. 
-freie Antriebstechnologien durch 
Aufwertung der Förderprogramme 
vorantreiben. Außerdem wollen wir 
die Verlagerung der Pendlerverkehre 
auf die Schiene (u.a. Park+Ride) för-
dern. Zudem wollen wir den Ord-
nungsrahmen so ändern, dass Länder, 
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Städte und Kommunen in der Lage 
sind, verbindliche Vorgaben und 
Emissionsgrenzwerte für den gewerb-
lichen Personenverkehr wie Busse, 
Taxen, Mietwagen und Carsharing-
Fahrzeuge sowie für Kurier-, Express-, 
Paket-Fahrzeuge zu erlassen.

Wir wollen den Aufbau einer flä-
chendeckenden Lade- und Tankinfra-
struktur intensivieren. Ziel ist, bis 
2020 mindestens 100.000 Ladepunkte 
für Elektrofahrzeuge zusätzlich ver-
fügbar zu machen – wovon mindes-
tens ein Drittel Schnellladesäulen 
(DC) sein sollen. Zudem wollen wir 
die Errichtung von privaten Ladesäu-
len fördern. Für eine nachhaltige 
Umstellung der Busflotten auf alter-
native Antriebe sind neben den Fahr-
zeugen auch eine geeignete Ladeinf-
rastruktur sowie 
Betriebsmanagementsysteme erfor-
derlich.

Für den Schienenverkehr wollen 
wir ein umfassendes Förderpro-
gramm auflegen, das sowohl die Elek-
trifizierung von Strecken als auch die 
Anschaffung von Fahrzeugen nebst 
N a c h l a d e - / Ta n k i n f r a s t r u k t u r 
umfasst. Den Schienenpersonennah-
verkehr wollen wir mit Investitions-
zuschüssen für Brennstoffzellen-
Hybrid-Triebwagen inkl. Ausstattung/
Umrüstung der Depots und Bau und 
Betrieb von Wasserstofftankstellen 
unterstützen. Um die Wirtschaftlich-
keit von Elektrobussen zu erhöhen, 
wollen wir sie analog der Schienen-
bahnen von der EEG-Umlage freistel-
len.

Bis 2025 wollen wir 70 Prozent des 
Schienennetzes in Deutschland elekt-
rifizieren. Mit einer neuen Förderini-
tiative wollen wir regionale Schienen-

strecken elektrifizieren. Wir wollen 
zudem mehr hindernisfreie Mobilität 
ermöglichen. Ein Schlüsselprojekt 
dabei ist das Programm zur Förderung 
von Barrierefreiheit auf Bahnhöfen.

Wir wollen Bundesmittel für den 
Betrieb von Schienennebenstrecken 
zur Verfügung stellen sowie ein Pro-
gramm zur Förderung der Mobilität 
im ländlichen Raum auflegen. Wir 
wollen Bahnhöfe und -haltestellen in 
den Regionen halten.

Wir wollen ein Instrumentarium 
entwickeln, mit dem Aufgabenträger 
übergreifende Schienenverkehrspro-
jekte von besonderer Bedeutung 
beschleunigt realisieren können (z.B. 
Schienenverkehrsknoten in 
Mischnutzung aus S-Bahn, Schienen-
nah- und Fernverkehr sowie strategi-
sche grenzüberschreitende Schienen-
verbindungen).

Wir wollen die Förderung für NE-
Bahnen für den Ausbau öffnen. Das 
Eisenbahnkreuzungsgesetz wollen 
wir ändern, um den kommunalen 
Anteil der Finanzierung an TEN-Stre-
cken zu reduzieren.

Für ein „Tausend-Bahnhöfe“ För-
derprogramm zur Attraktivitätssteige-
rung gerade kleinerer Bahnhöfe, das 
Bahnanlagen und das Bahnhofsum-
feld einbezieht, wollen wir die Län-
der, Kommunen und die Deutsche 
Bahn als Partner gewinnen. Damit 
wollen wir u.a. die Sanierung von 
Bahnhofsgebäuden fördern.

Unser Ziel ist, vertakteten Fernver-
kehr auf der Schiene deutlich zu stär-
ken, das beinhaltet auch eine Auswei-
tung des Angebots auf größere Städte 
und Regionen, sodass mehr Men-
schen von Direktverbindungen im 

Fernverkehr profitieren. […] Unter 
Federführung des Bundesverkehrsmi-
nisteriums müssen die Infrastruktur-
unternehmen, die Eisenbahnver-
kehrsunternehmen des Fernverkehrs, 
die Bundesländer mit den Aufgaben-
trägern des SPNV sowie die Öffent-
lichkeit inklusive der Fahrgast- und 
Verbraucherverbände an diesem Pro-
zess beteiligt werden.

Wir werden die gesetzlichen Rege-
lungen zum Vergaberecht so anpas-
sen, dass die Landkreise und Kommu-
nen die Weiterbeschäftigung der 
bisherigen Beschäftigten beim Leis-
tungsübergang im ÖPNV auf andere 
Betreiber zu den bestehenden Arbeits- 
und Sozialbedingungen vorschreiben 
können.

Wir werden uns im Mobilitätsbe-
reich an der UN-Behindertenrechts-
konvention orientieren. Der Bund 
begleitet den Prozess zum barriere-
freien ÖPNV bis 2022.

Wir werden dafür Sorge tragen, 
dass die Breitbandversorgung aller 
Verkehrsträger in den kommenden 
Jahren sichergestellt und dass schnel-
les mobiles Internet (5G) durch die 
Telekommunikations-Unternehmen 
ausgebaut wird. Bei der Versteigerung 
der Frequenzen werden wir entspre-
chende Vorgaben zur Versorgung und 
flächendeckenden Abdeckung vorle-
gen.

Wir wollen, dass die Nutzerinnen 
und Nutzer des ÖPNV künftig mit 
einem elektronischen Ticket (eTicket) 
bargeldlos – vorzugsweise mit einer 
Anwendung im Smartphone – über 
Verkehrsverbünde hinweg, bundes-
weit fahren können.

Im Rahmen der internetbasierten 
Fahrzeugzulassung (i-Kfz) werden wir 
die internetbasierte Neuzulassung 
und Umschreibung einführen.

Auf nationaler Ebene wollen wir 
unsere technologieoffenen Initiati-
ven zugunsten alternativer Antriebe 
und Energiequellen in der Schifffahrt 
und in den Häfen (LNG, Wasserstoff/
Brennstoffzelle, Methanol, Elektro-
mobilität) verstärken und verstetigen. 
[…] Wir stellen flächendeckend Land-
strom für die deutschen Häfen zur 
Verfügung.

Landwirtschaft:

Wir wollen lebenswerte und attrak-
tive ländliche Räume. Gerade mit 
Blick auf die Herausforderungen von 
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Soziale Sicherheit gerecht und verlässlich gestalten

Demografie und Daseinsvorsorge 
wird die Gemeinschaftsaufgabe zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes (GAK) bei finanzi-
eller Stärkung um ländliche Entwick-
lung ergänzt. Die Mittel sind im bis-
herigen Maße übertragbar. Die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhält-

nisse wollen wir mit einem erweiter-
ten Förderrahmen erreichen und 
dabei auch das Ehrenamt stärken. Wir 
wollen einen GAK-Sonderrahmen-
plan „Förderung der ländlichen Ent-
wicklung“ einsetzen.

Den Sonderrahmenplan Hochwas-
ser- und Küstenschutz wollen wir 

fortführen und an die Herausforde-
rungen des Klimawandels anpassen.

Unser Ziel ist, den Flächenver-
brauch bis zum Jahr 2030 auf maxi-
mal 30 Hektar/Tag zu halbieren. Wir 
prüfen, mit welchen zusätzlichen 
planungsrechtlichen und ökonomi-
schen Instrumenten das Ziel erreicht 
werden kann.

Wir werden die EU-Kommission 
auffordern, den Schutzstatus des 
Wolfs abhängig von seinem Erhal-
tungszustand zu überprüfen, um die 
notwendige Bestandsreduktion her-
beiführen zu können. Unabhängig 
davon wird der Bund mit den Ländern 
einen geeigneten Kriterien- und Maß-
nahmenkatalog zur Entnahme von 
Wölfen entwickeln. Dazu erarbeiten 
wir mit der Wissenschaft geeignete 
Kriterien für die letale Entnahme. Wir 
wollen, dass Wölfe, die Weidezäune 
überwunden haben oder für den 
Menschen gefährlich werden, ent-
nommen werden.
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Rente:

Die Abwicklung der „Grundrente“ 
erfolgt durch die Rentenversicherung. 
Bei der Bedürftigkeitsprüfung arbeitet 
die Rentenversicherung mit den 
Grundsicherungsämtern zusammen.

Dazu werden wir die gesetzlichen 
Regelungen zur Vermögensverwer-
tung und zum Schonvermögen in der 
Sozialhilfe und der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende überarbeiten, 
angleichen und so ändern, dass Bezie-
her sozialer staatlicher Leistungen in 
ihrem Wohneigentum wohnen blei-
ben können.

Zur Sicherung der bundesweiten 
Versorgung mit Presseerzeugnissen 
für alle Haushalte, in Stadt und Land 
gleichermaßen, wird bei Minijobs von 
Zeitungszustellerinnen und Zeitungs-
zustellern der Beitrag zur Rentenver-
sicherung, den der Arbeitgeberinnen 
und Arbeitgebern zu tragen hat, 
befristet für die Dauer von fünf Jahren 
bis zum 31.12.2022 von 15 auf 5 Pro-
zent abgesenkt.

Teilhabe von Menschen mit Behin-
derung

Wir wollen die Meldepflicht an die 
Arbeitsagenturen für offene Stellen 
im Öffentlichen Dienst, die von einem 
Menschen mit Schwerbehinderung 
besetzt waren, wiedereinführen.

Wir wollen darüber hinaus Initiati-
ven zu mehr Barrierefreiheit in Städ-
ten und Gemeinden stärken. Wir wol-
len Anreize auch durch 
Förderprogramme zur Verbesserung 
der Barrierefreiheit in den Kommu-
nen setzen (z.B. Einsatz leichter Spra-
che und Gebärdendolmetscher, 
mobile sanitäre Anlagen, barrierefreie 
Veranstaltungen).

Gesundheit und Pflege:

Im Krankenhausbereich werden 
wir eine vollständige Refinanzierung 
von Tarifsteigerungen herbeiführen, 
verbunden mit der Nachweispflicht, 
dass dies auch tatsächlich bei den 
Beschäftigten ankommt.

Wir werden die ambulante Alten- 
und Krankenpflege insbesondere im 
ländlichen Raum stärken. Dazu gehört 
u.a. eine bessere Honorierung der 

Wegezeiten, wenn die Versorgung nur 
mit längeren Anfahrtswegen sicher-
gestellt werden kann.

Auf das Einkommen der Kinder 
von pflegebedürftigen Eltern soll 
künftig erst ab einem Einkommen in 
Höhe von 100.000 Euro im Jahr 
zurückgegriffen werden.

Kommunen sollen mehr Mitge-
staltungsmöglichkeiten bei der Aus-
richtung der pflegerischen Versor-
gungsangebote vor Ort im Rahmen 
der Versorgungsverträge erhalten.

Ärztinnen und Ärzte, die in wirt-
schaftlich schwachen und unterver-
sorgten ländlichen Räumen prakti-
zieren, werden über regionale 
Zuschläge besonders unterstützt. 
Dazu werden die hausärztliche Ver-
sorgung und die „sprechende Medi-
zin“ besser vergütet. Dies beinhaltet 
auch die koordinierenden Leistun-
gen, inklusive der Terminvermittlung 
zum Facharzt.

Wir werden weiterhin darauf drän-
gen, dass die Bedarfsplanung zur Ver-
teilung der Arztsitze kleinräumiger, 
bedarfsgerechter und flexibler gestal-
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tet wird. In ländlichen oder struktur-
schwachen Gebieten entfallen Zulas-
sungssperren für die 
Neuniederlassung von Ärztinnen und 
Ärzten. Die Bestimmung der von die-
ser Regelung erfassten Gebiete obliegt 
den Ländern.

Zu einer flächendeckenden 
Gesundheitsversorgung gehören für 
uns neben einer gut erreichbaren 
ärztlichen Versorgung auch eine 
wohnortnahe Geburtshilfe, Hebam-
men und Apotheken vor Ort.

Um die Apotheken vor Ort zu stär-
ken, setzen wir uns für ein Verbot des 
Versandhandels mit verschreibungs-
pflichtigen Arzneimitteln ein.

Die Länderkompetenz in der Kran-
kenhausplanung und die Verpflich-
tung zur Investitionsfinanzierung 
bleiben erhalten. Um den notwendi-
gen Strukturwandel der Krankenhaus-
landschaft und die Qualität der statio-
nären Versorgung zu befördern, wird 
der aus der Liquiditätsreserve des 
Gesundheitsfonds und von den Län-
dern hälftig finanzierte Strukturfonds 
für weitere vier Jahre in Höhe von 
einer Mrd. Euro/jährlich fortgesetzt.

Die Qualitätsoffensive für die deut-
schen Krankenhäuser soll fortgesetzt 
werden. Dazu gehören insbesondere 
eine qualitätsorientierte Arbeitstei-
lung und Vernetzung zwischen einer 
gut erreichbaren Grund- und Regel-
versorgung, Zentren für schwerwie-
gende, komplexe oder seltene Erkran-
kungen sowie damit verbundenen 
Anbietern des Gesundheits- und Pfle-
gewesens. Die Zentren bieten inter-
disziplinäre Behandlungsteams mit 
hoher medizinischer Kompetenz und 
sollen auch mit ambulanten Schwer-

punktpraxen zusammenarbeiten, um 
so spezialmedizinische Kompetenz 
auch in der Fläche verfügbar zu 
machen.

Als zusätzliche Aufgabe der statio-
nären Grundversorgung sollen die 
Krankenhäuser insbesondere im 
ländlichen Raum im Verbund mit den 
Schwerpunktkrankenhäusern und 
örtlichen Pflegeanbietern ergänzende 
niedrigschwellige Versorgungsange-
bote z.B. in der Nachsorge vorhalten.

Eine qualitativ hochwertige 
Geburtshilfe auch durch Belegärztin-
nen und -ärzte ist uns ein Anliegen. 
Wir werden die Finanzierungsgrund-
lagen dazu überprüfen.

Zur Verbesserung der Notfallver-
sorgung wird eine gemeinsame 
Sicherstellung der Notfallversorgung 
von Landeskrankenhausgesellschaf-
ten und Kassenärztlichen Vereinigun-
gen in gemeinsamer Finanzierungs-
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verantwortung geschaffen. Dazu sind 
Notfallleitstellen und integrierte Not-
fallzentren aufzubauen.

Den Masterplan Medizinstudium 
2020 wollen wir insbesondere im 
Hinblick auf die Neuregelung des Stu-
dienzugangs, die Stärkung der Allge-
meinmedizin sowie die Landarzt-
quote zügig umsetzen. Dazu gehören 
auch mehr Medizinstudienplätze.

Um die ärztliche Tätigkeit im länd-
lichen Raum zu fördern, werden 
zudem an medizinischen Fakultäten 
modellhaft neue Unterrichtskonzepte 
als Schwerpunkt- bzw. Vertiefungs-
programme gefördert und evaluiert.

Der öffentliche Gesundheitsdienst 
ist eine wichtige Säule des Gesund-
heitswesens, insbesondere bei der 
Prävention und Gesundheitsförde-
rung. Wir stehen für eine Stärkung 
des Öffentlichen Gesundheitsdiensts 
ein.

Die einschränkenden Regelungen 
zur Fernbehandlung werden wir auf 
den Prüfstand stellen. Auch die pfle-
gerische Versorgung wollen wir mit 
den Möglichkeiten der Digitalisierung 
weiterentwickeln, so dass sowohl 
Pflegekräfte als auch pflegebedürftige 
Menschen Informations- und Kom-
munikationstechnologien sowie 
neue technischen Anwendungen bes-
ser nutzen können. Dazu gehört auch, 
die Pflege in die Telematikinfrastruk-
tur einzubeziehen.

Die Anwendung und Abrechenbar-
keit telemedizinischer Leistungen 
soll ausgebaut werden.
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Zuwanderung steuern — Integration fordern und unterstützen
Flüchtlingspolitik:

Wir sind uns darüber einig, dass die 
Integrationsfähigkeit unserer Gesell-
schaft nicht überfordert werden darf. 
Integrationsfähigkeit bemisst sich 
dabei nicht nur daran, wie die Auf-
nahme und Integration zugewander-
ter Menschen in die Gesellschaft 
gelingt, vielmehr beinhaltet sie auch 
unseren Anspruch, die Lebensbedin-
gungen der hier lebenden Menschen 
gerade angesichts der zu bewältigen-
den Zuwanderung zu berücksichtigen 
(Versorgung mit Kita-Plätzen, Schu-
len, Wohnungen etc.).

Deswegen setzen wir unsere 
Anstrengungen fort, die Migrations-
bewegungen nach Deutschland und 
Europa angemessen mit Blick auf die 
Integrationsfähigkeit der Gesellschaft 
zu steuern und zu begrenzen, damit 
sich eine Situation wie 2015 nicht 
wiederholt.

Bezogen auf die durchschnittli-
chen Zuwanderungszahlen, die Erfah-
rungen der letzten zwanzig Jahre 
sowie mit Blick auf die vereinbarten 
Maßnahmen und den unmittelbar 
steuerbaren Teil der Zuwanderung – 
das Grundrecht auf Asyl und die GFK 
bleiben unangetastet – stellen wir 
fest, dass die Zuwanderungszahlen 
(inklusive Kriegsflüchtlinge, vorüber-
gehend Schutzberechtigte, Familien-
nachzügler, Relocation, Resettlement, 
abzüglich Rückführungen und frei-
willigen Ausreisen künftiger Flücht-
linge und ohne Erwerbsmigration) die 
Spanne von jährlich 180 000 bis 220 
000 nicht übersteigen werden. Dem 
dient auch das nachfolgende Maß-
nahmenpaket.

Es soll eine Fachkommission der 
Bundesregierung eingesetzt werden, 
die sich mit den Rahmenbedingun-
gen der Integrationsfähigkeit befasst 
und einen entsprechenden Bericht 
dem Deutschen Bundestag zuleitet.

Wir wollen Fluchtursachen 
bekämpfen, nicht die Flüchtlinge. […] 
Wir werden eine Kommission Flucht-
ursachen im Deutschen Bundestag 
einrichten, die der Bundesregierung 
und dem Bundestag konkrete Vor-
schläge unterbreiten soll.

Wir treten für ein gemeinsames 

europäisches Asylsystem ein und 
beteiligen uns daher aktiv am Prozess 
der Reform des Dublin-Verfahrens. 
Ein fairer Verteilmechanismus für 
Schutzbedürftige, die Frage der Men-
schenrechte in Drittstaaten sowie das 
Prinzip der Zuständigkeit des Erstein-
reiselandes für Asylbewerber müssen 
hierbei eine übergeordnete Rolle spie-
len. Dabei muss klar sein, dass eine 
unbefristete Berufung auf einen 
anderen Staat der Ersteinreise aus-
scheidet. Bei der Ausgestaltung des 
Selbsteintrittsrechts wird die Frage 
der Herstellung der Einheit der Kern-
familie zu berücksichtigen sein. 
Damit eine Verteilung in der Praxis 
funktioniert, muss es wirksame 
Mechanismen zur Verhinderung von 
Sekundärmigration geben. Dazu wol-
len wir insbesondere die Asylverfah-
ren einschließlich der Standards bei 
der Versorgung und Unterbringung 
von Asylbewerbern harmonisieren 
und dafür sorgen, dass volle Leistun-
gen nur noch im zugewiesenen EU-
Mitgliedsstaat gewährt werden. […] 
Dies gilt auch für eine gemeinsame 
Durchführung von Asylverfahren 
überwiegend an den Außengrenzen 
sowie gemeinsame Rückführungen 
von dort.

Wir wollen Anreize ausschließen, 
die dadurch entstehen, dass Minder-
jährige von ihren Eltern unter Gefähr-
dung des Kindeswohls zukünftig auf 
die gefährliche Reise vorgeschickt 
werden.

Bis der Schutz der EU-Außengren-
zen effektiv funktioniert, sind Bin-
nengrenzkontrollen vertretbar.

Für die Frage des Familiennach-
zugs wird Bezug genommen auf das 
Gesetz zur Verlängerung der Ausset-
zung des Familiennachzugs zu subsi-
diär Schutzberechtigten. Das Nähere 
regelt ein noch zu erlassendes Bun-
desgesetz.

Für diese Regelung zum Familien-
nachzug bei subsidiär Geschützten ab 
dem 1.8.2018 ist die Festsetzung 
erfolgt, dass der Zuzug auf 1.000 Per-
sonen pro Monat begrenzt ist und die 
Härtefallregelung nach §§ 22 und 23 
Aufenthaltsgesetz jenseits dieses 
Kontingents Anwendung findet.

Dieser Familiennachzug wird nur 
gewährt, wenn

• es sich um Ehen handelt, die vor 
der Flucht geschlossen worden 
sind,

• keine schwerwiegenden Straftaten 
begangen wurden

• es sich nicht um Gefährder handelt

• eine Ausreise kurzfristig nicht zu 
erwarten ist.

Mit der gesetzlichen Neuregelung 
wollen wir Anreize ausschließen, die 
dadurch entstehen, dass Minderjäh-
rige von ihren Eltern unter Gefähr-
dung des Kindeswohls zukünftig auf 
die gefährliche Reise vorgeschickt 
werden.

Gelingende Integration:

Die vielfältigen Integrationsmaß-
nahmen werden wir in einer bundes-
weiten Strategie nach dem Grundsatz 
„Fordern und Fördern“ bündeln, grö-
ßere Transparenz in das Geflecht der 
bestehenden Integrationsmaßnah-
men bringen, die Koordinierung zwi-
schen Bund, Ländern und Kommunen 
deutlich verbessern und dadurch eine 
effizientere Wahrnehmung der beste-
henden Zuständigkeiten erreichen.

Wir stellen die weitere Finanzie-
rung der laufenden Maßnahmen zur 
Entlastung von Ländern und Kommu-
nen bei den Flüchtlingskosten (Integ-
rationspauschale, Kosten der Unter-
kunft, Unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge) in den Jahren bis 2021 
mit insgesamt weiteren acht Milliar-
den Euro sicher und gestalten sie 
gemeinsam, wo erforderlich, effizien-
ter neu aus. Wir prüfen zusätzliche 
finanzielle Anreize bei freiwilligem 
Engagement von Kommunen für 
erfolgreiche Integrationsarbeit.

Schließlich wollen wir die Rege-
lungen des Integrationsgesetzes ent-
fristen und die Wohnsitzregelung 
zeitnah evaluieren.

Effizientere Verfahren:

Menschen, die in Deutschland 
Schutz suchen, brauchen Asylverfah-
ren, die schnell, umfassend und 
rechtssicher bearbeitet werden. Deren 
Bearbeitung erfolgt künftig in zentra-
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len Aufnahme-, Entscheidungs- und 
Rückführungseinrichtungen, in 
denen BAMF, BA, Jugendämter, Justiz, 
Ausländerbehörden und andere Hand 
in Hand arbeiten. In den ANkER-Ein-
richtungen sollen Ankunft, Entschei-
dung, kommunale Verteilung bzw. 
Rückführung stattfinden.

Wir haben das Recht zu wissen, 
wer in unserem Land leben will; dazu 
bestehen besondere Mitwirkungs-
pflichten durch die Ankommenden. 
Das betrifft zuallererst die umfas-
sende Identitätsfeststellung: Name, 
Herkunft, Alter, Fingerabdruck. Bei 
ungeklärter Identität wollen wir die 
behördlichen Möglichkeiten zu deren 
Feststellungen erweitern und Identi-
tätstäuschungen wirksamer begeg-
nen. Die umfassende Identitätsfest-
stellung findet in den 
AnKER-Einrichtungen statt.

Nach der Altersfeststellung werden 
unbegleitete Minderjährige durch 
Jugendbehörden in Obhut genom-
men, Erwachsene verbleiben in den 
Anker-Einrichtungen. Steht in Zwei-
fel, ob es sich um Jugendliche oder 
um Erwachsene handelt, erfolgt die 
Altersfeststellung durch das zustän-
dige Jugendamt unter Beteiligung des 
BAMF in den Anker-Einrichtungen.

Um die Chance auf eine erfolgrei-
che Integration zu wahren und euro-
parechtliche Vorgaben zu erfüllen, ist 
die Bleibeverpflichtung in den 
AnKER-Einrichtungen zeitlich und 
sachlich zu begrenzen. Sowohl in den 
Aufnahmeeinrichtungen als auch in 
den AnKER-Einrichtungen soll die 
Aufenthaltszeit in der Regel 18 
Monate nicht überschreiten (§47 
Absatz 1a und 1b Asylgesetz bleibt 
davon unberührt), bei Familien mit 
minderjährigen Kindern in der Regel 
6 Monate.

Wir streben an, nur diejenigen auf 
die Kommunen zu verteilen, bei 
denen eine positive Bleibeprognose 
besteht. Alle anderen sollen, wenn in 
angemessener Zeit möglich, aus die-
sen Einrichtungen in ihre Heimatlän-
der zurückgeführt werden.

Vollziehbar Ausreisepflichtige 
müssen unser Land verlassen. Frei-
willige Rückkehr und konsequente 
Abschiebung sind dabei von wesentli-
cher Bedeutung. Die freiwillige Rück-
kehr hat Vorrang. Bestehende Hinder-
nisse (z.B. Identitätsfeststellung, 
Aufnahmewillen der Herkunftslän-
der, Passersatzbeschaffung, Arbeit der 
Potsdamer Clearingstelle, ZUR) wol-
len wir weiter verringern.

Gerade im Interesse der wirklich 
Schutzbedürftigen und der Akzeptanz 
in der Bevölkerung wollen wir Ausrei-
sepflichtige stärker danach unter-
scheiden, ob sie unverschuldet an der 
Ausreise gehindert sind oder ihnen 
die fehlende Möglichkeit zur Durch-
setzung ihrer Ausreisepflicht zuge-
rechnet werden muss. Diese Unter-
scheidung muss auch Konsequenzen 
haben. Entsprechendem Änderungs-
bedarf werden wir nachkommen.

Wer sein Aufenthaltsrecht dazu 
missbraucht, um Straftaten zu bege-
hen, muss unser Land verlassen. Das 
gilt auch bei Fällen von Sozialleis-
tungsbetrug und Verstößen gegen das 
Betäubungsmittelgesetz, soweit diese 
zu einer Verurteilung von mindestens 
einem Jahr geführt haben.

Ziel ist, die Zuführungsquoten zu 
Rückführungsmaßnahmen deutlich 
zu erhöhen.

Zum Zwecke der Verfahrensbe-
schleunigung werden Algerien, 
Marokko und Tunesien sowie weitere 
Staaten mit einer regelmäßigen Aner-
kennungsquote unter 5 Prozent zu 
sicheren Herkunftsstaaten bestimmt. 
Der Individualanspruch auf Einzel-
fallprüfung bleibt unberührt.

Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Lebenswerte Städte, attraktive Regionen und bezahlbares Wohnen
Unser Ziel sind gleichwertige Lebens-
verhältnisse im urbanen und ländli-
chen Raum in ganz Deutschland.

Wohnraumoffensive:

Wir wollen erreichen, dass 1,5 Mil-
lionen Wohnungen und Eigenheime 
frei finanziert und öffentlich geför-
dert gebaut werden. Hierzu gehört 
auch, dass der Bestand an bezahlba-
rem Wohnraum gesichert wird.

Wir werden im Rahmen eines 
‚Wohngipfels 2018‘ mit Ländern, 
Kommunen, Vertretern der Bau- und 
Immobilienwirtschaft, der Mieter- 
und Vermieterverbände und der 
Gewerkschaften Eckpunkte eines 
Gesetzespaketes „Wohnraumoffen-
sive“ vereinbaren.

Für eine ‚Nachhaltige Baulandmo-
bilisierung und Bodenpolitik‘ werden 
wir eine Enquête-Kommission einset-
zen.

Wir wollen die Gewinnung von 
Wohnbauland von Landwirten durch 
steuerlich wirksame Reinvestitions-
möglichkeiten in den Mietwohnungs-
bau nach einer verfassungsrechtli-
chen Prüfung verbessern.

Wir wollen ermöglichen, dass die 
Bundesanstalt für Immobilienaufga-
ben (BImA) den Ländern und Kommu-
nen zu Zwecken der sozialen Wohn-
raumförderung bundeseigene 
Grundstücke rechtssicher und im 
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beschleunigten Verfahren zu vergüns-
tigten Konditionen zur Verfügung 
stellen kann. Die bestehende Erstzu-
griffsoption für Kommunen soll im 
Haushaltsgesetz des Bundes auf alle 
entbehrlichen Liegenschaften des 
Bundes ausgeweitet werden.

Wir werden nach einer verfas-
sungsrechtlichen Prüfung den Kom-
munen durch Schaffung der rechtli-
chen Grundlagen die Möglichkeit 
einräumen, die Baulandmobilisie-
rung durch steuerliche Maßnahmen 
zu verbessern. Durch die Einführung 
einer Grundsteuer C ermöglichen wir 
den Städten und Gemeinden die Mög-
lichkeit, die Verfügbarmachung von 
Grundstücken für Wohnzwecke zu 
verbessern

Wir werden die Kommunen bei der 
Aktivierung von Bauland und Siche-
rung bezahlbaren Wohnens unter-
stützen und streben dazu weitere Ver-
besserungen im Bauplanungsrecht 
an. Weitere Verschärfungen der Ein-
griffsmöglichkeiten der Kommunen 
in Eigentumsrechte durch Gestaltung 
auf Bundesebene werden dabei nicht 
verfolgt.

Wir wollen das Bauplanungsrecht 
und die immissionsschutzrechtli-
chen Vorschriften besser aufeinander 
abstimmen, um die Kommunen in die 
Lage zu versetzen, mit Nutzungskon-
flikten vor Ort umzugehen und eine 
bessere Nutzungsmischung zu 
ermöglichen.

Das beschleunigte Bebauungsplan-
verfahren für den Wohnungsbau wer-
den wir evaluieren und gegebenen-
falls weiterentwickeln. Ferner gehört 
dazu ein vielseitiger Mix qualitativ 
hochwertiger Ausgleichsmaßnah-
men, damit Genehmigungsbehörden 
flexible Instrumente erhalten, auch 
bei der Schaffung von Wohnraum die 
Flächeninanspruchnahme gering zu 
halten.

Der soziale Wohnungsbau muss 
mindestens auf heutigem Niveau und 
langfristig verstetigt werden. Dafür ist 
es erforderlich, dass der Bund auch in 
Zukunft gemeinsam mit den Ländern 
Verantwortung für die soziale Wohn-
raumförderung übernehmen kann. 
Falls erforderlich wird dazu eine 
Grundgesetzänderung vorgenom-
men. Ungeachtet dessen werden wir 
in den Jahren 2020/2021 mindestens 
2 Milliarden Euro für den sozialen 
Wohnungsbau zweckgebunden 
bereitstellen.

Wir schaffen insbesondere für den 
freifinanzierten Wohnungsneubau 
im bezahlbaren Mietsegment steuer-
liche Anreize.

Wir werden die Eigentumsbildung 
für Familien finanziell unterstützen. 
Dafür führen wir für den Ersterwerb 
von Neubau oder Bestand ein Baukin-
dergeld als Zuschuss aus dem Bun-
deshaushalt in Höhe von 1.200 Euro 
je Kind und pro Jahr ein, das über 
einen Zeitraum von zehn Jahren 
gezahlt wird.

Wir wollen ein Bürgschaftspro-
gramm der KfW einführen, mit dem 
ein Anteil des Kaufpreises bzw. der 
Baukosten selbstgenutzten Wohnei-
gentums abgesichert wird. Dadurch 
kann das beim Erwerb notwendige 
Eigenkapital gesenkt werden. Die 
Bürgschaft soll für 20 Jahre gelten.

Wir prüfen einen Freibetrag bei der 
Grunderwerbsteuer beim erstmaligen 
Erwerb von Wohngrundstücken für 
Familien ohne Rückwirkung beim 
Länderfinanzausgleich.

Deshalb wollen wir das KfW-Pro-
gramm „Altersgerecht Umbauen“ ver-
stetigen. Zugleich wollen wir die Wie-
dereinführung der Kreditvariante des 
KfW-Programms „Altersgerecht 
Umbauen“ mit Bundesmitteln ebenso 
prüfen wie eine finanzielle Unterstüt-
zung des KfW-Programms ‚Barriere-
arme Stadt‘.

Wir wollen das Engagement von 
Genossenschaften, kommunalen und 
kirchlichen Wohnungsunternehmen, 
nicht gewinnorientierten Initiativen 
und Stiftungen für den Neubau und 
eine sozialverträgliche Sanierung im 
Sinne einer Gemeinwohlorientierung 
unterstützen. Wir wollen dazu gezielt 
langfristige Finanzierungen und 

Bürgschaften über 20 Jahre durch die 
KfW zur Verfügung stellen. Mit Bera-
tung, weiteren innovativen Finanzie-
rungsmodellen und einem Austausch 
guter Beispiele wollen wir auch Neu-
gründungen in diesem Feld unter-
stützen.

Wir wollen eine Anpassung des 
Wohngeldes an die jeweiligen allge-
meinen und individuellen Lebensbe-
dingungen vornehmen. Die Verände-
rung der maßgeblichen Kriterien 
wollen wir regelmäßig prüfen.

Mieten:

Die Ausgestaltung der neuen Vor-
gaben für qualifizierte Mietspiegel 
erfolgt so, dass die für die Erstellung 
und Fortschreibung anfallenden Kos-
ten für die Gemeinden möglichst 
gering bleiben. Dazu werden wir den 
Bindungszeitraum für einen qualifi-
zierten Mietspiegel von zwei auf drei 
Jahre verlängern.

Die Mietpreisbremse wird frühzei-
tig bis Ende 2018 auf Geeignetheit 
und Wirksamkeit bewertet. Dabei 
werden die praktische Bedeutung und 
die Erkenntnisse aus der Rechtspre-
chung berücksichtigt.

In Gebieten geltender Kappungs-
grenze für Mieterhöhungen wird die 
Modernisierungsumlage auf 8 Pro-
zent abgesenkt. Diese Regelung wird 
auf 5 Jahre befristet und zum Laufzei-
tende überprüft.

Wir wollen verhindern, dass Mie-
ter durch Modernisierungsmaßnah-
men unverhältnismäßig belastet wer-
den. Die monatliche Miete darf 
künftig nach einer Modernisierung 
nicht um mehr als 3 Euro pro Quad-
ratmeter Wohnfläche innerhalb von 
sechs Jahren erhöht werden (Kap-
pungsgrenze).



19 | Kommunal relevant | Januar 2018

Stadtentwicklung und Baukultur:

Wir sorgen dafür, dass zwischen 
Städten und ländlichen Regionen 
keine Kluft entsteht, dass die Men-
schen in diesem Land unabhängig 
von ihrem Wohnort gleichwertige 
Entwicklungschancen haben.

Unser Ziel ist, die ländlichen 
Räume weiter zu stärken und Regio-
nen und Städte zukunftsfest zu 
machen. Dazu gehören Investitionen 
in eine moderne Infrastruktur zum 
Beispiel in den Bereichen Mobilität, 
Energie und Digitalisierung, in ein 
qualitativ hochwertiges Wohnumfeld 
und Sicherheit in öffentlichen Räu-
men.

Dazu unterstützen wir seit Jahr-
zehnten die Kommunen mit der Städ-
tebauförderung. Mit Blick auf die sich 
örtlich und inhaltlich stetig verän-
dernden Aufgaben der Stadtentwick-
lung ist diese Förderung auch zukünf-
tig unverzichtbar. Wir wollen die 
Städtebauförderung daher als ein 
eigenständiges, eng an lokalen Prob-
lemlagen orientiertes Förderinstru-
ment neben den Gemeinschaftsauf-
gaben beibehalten. Wir wollen die 
Städtebauförderung inklusive des 
Investitionspaktes ‚Soziale Integra-
tion im Quartier‘ mindestens auf dem 
derzeitigen Niveau fortführen. Wir 
werden die Programme flexibilisie-
ren, entbürokratisieren und weiter-
entwickeln.

Wir werden mit den Ländern die 
der Städtebauförderung zu Grunde 
liegende Grundvereinbarung neu ver-
handeln und wollen dabei den Verfü-
gungsrahmen für gewährte Mittel der 
Städtebauförderung verlängern.

Zur Vorbereitung einer Weiterent-
wicklung der Städtebauförderung 
wollen wir Modellprojekte gemein-
sam mit einzelnen, unterschiedlich 
großen Kommunen realisieren, die 
beispielhaft Modernisierungs- und 
Anpassungsstrategien für den kli-
magerechten Umbau, Infrastruktur 
für neue Mobilitätsformen, für Nach-
verdichtung und Nebeneinander von 
Sport, Wohnen, Freizeit und Gewerbe 
und den sozialen Zusammenhalt ent-
wickeln.

Vor allem zur Unterstützung von 
Wohnungsbau prüfen wir die Sanie-
rung und Herrichtung von Industrieb-
rachen als eigenen Förderschwer-
punkt. Unabhängig davon werden wir 
zur Förderung der Revitalisierung von 

Industrie- und Konversionsbrachflä-
chen das Bundesimmissionsschutz-
gesetz und damit in Verbindung ste-
hende Technische Anleitungen auf 
Anpassungsbedarfe in Bezug auf 
bestehende Hindernisse bei der 
Brachflächenaktivierung überprüfen 
und bis 2021 bestehende Hemmnisse 
beseitigen.

Das Programm ‚Nationale Projekte 
des Städtebaus‘ werden wir fortfüh-
ren.

Gemeinsam mit Ländern und Kom-
munen wollen wir ehrenamtliches 
Engagement und gemeinwohlorien-
tierte Initiativen stärken. Dafür wer-
den wir bestehende Rechtsgrundla-
gen sowie Finanzierungs- und 
Beratungsinstrumente überprüfen 
und wo nötig verbessern.

Wir wollen Projektförderungen auf 
dem Feld der nachhaltigen Stadtent-
wicklung auch im Rahmen der Inter-
nationalen Klimaschutzinitiative 
(IKI) erheblich ausweiten.

Wir wollen Städte, Kreise und 
Gemeinden bei der digitalen Moder-
nisierung und Entwicklung zu Smart 
Cities aktiv begleiten. Dazu werden 
wir die Dialogplattform ‚Smart Cities‘ 
fortsetzen und zukunftsfähige 
Modellprojekte in Deutschland för-
dern.

Innovation und Wirtschaftlichkeit 
beim Bauen:

Wir werden das Ordnungsrecht 
entbürokratisieren und vereinfachen 
und die Vorschriften der EnEV, des 
EnergieeinsparG und des EEWärmeG 
in einem modernen Gebäudeenergie-
gesetz zusammenführen und damit 
die Anforderungen des EU-Rechts 
zum 01.01.2019 für öffentliche 
Gebäude und zum 01.01.2021 für alle 
Gebäude umsetzen. Dabei gelten die 
aktuellen energetischen Anforderun-
gen für Bestand und Neubau fort. Wir 
wollen dadurch insbesondere den 
weiteren Kostenauftrieb für die Miet-
preise vermeiden.

Die Förderung der energetischen 
Gebäudesanierung wollen wir fort-
führen und die bestehenden Pro-
gramme überarbeiten und besser auf-
einander abstimmen.

Die Arbeit der im Rahmen des 
‚Bündnisses für bezahlbares Wohnen 
und Bauen‘ eingesetzten Baukosten-
senkungskommission wird fortge-
setzt. An den zur Umsetzung ihrer 

Empfehlungen eingeleiteten Maß-
nahmen für die Begrenzung der Bau-
kosten wird weitergearbeitet. Wir 
werden Maßnahmen vermeiden, die 
die Schaffung von Wohnraum verteu-
ern. Normen müssen auf ihren Nut-
zen überprüft und auf ihren erforder-
lichen Umfang reduziert werden. 
Durch Abschaffung überflüssiger Vor-
schriften auf allen Ebenen wollen wir 
Kostensenkungspotenziale erschlie-
ßen. Wir setzen uns dafür ein, dass für 
jede neue Normung im Bereich des 
Bauens eine Folgeabschätzung für die 
Kosten des Bauens und Wohnens vor-
genommen wird, die zur Entschei-
dungsgrundlage über die Einführung 
einer Normung gemacht und öffent-
lich zugänglich (Internetportal) doku-
mentiert wird.

Heimat mit Zukunft:

Ein neues gesamtdeutsches För-
dersystem für strukturschwache Regi-
onen, Städte, Gemeinden und Kreise 
richtet sich gegen wachsende 
Ungleichheit zwischen Städten und 
Regionen und dient dem Ziel der Her-
stellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse in Deutschland.

Wir werden die Strukturschwächen 
in ländlichen Räumen, in Regionen, 
Städten und Kommunen in allen Bun-
desländern wirkungsvoll bekämpfen 
und die Kommunen beim demografi-
schen Wandel unterstützen, um 
gleichwertige Lebensverhältnisse zu 
schaffen. Wir wollen, dass die Men-
schen in allen Regionen einen guten 
Zugang zu Leistungen der Daseinsvor-
sorge einschließlich der Bildung 
haben. Sie sollen am Aufbau neuer, 
moderner Infrastrukturen teilhaben.

Wir wollen, dass der Strukturwan-
del in den Regionen mit hoher 
Arbeitslosigkeit gelingt und die wirt-
schaftlichen Unterschiede weiter 
abgebaut werden. Wir richten deshalb 
unsere Maßnahmen zweck- und 
bedarfsgerecht auf ländliche und 
städtische Räume aus und berück-
sichtigen dabei die gegenseitigen 
Wechselbeziehungen.

Im Mittelpunkt stehen Maßnah-
men der Daseinsvorsorge sowie eine 
flächendeckende Gesundheits- und 
Pflegeversorgung, Infrastruktur, 
Mobilitätsangebote und -konzepte, 
Bildung und Kultur, Hochschule und 
Forschung, Breitband- und Mobil-
funkausbau, Digitalisierung, Unter-
nehmens- und Behördenansiedlun-
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gen, die Stärkung der regionalen 
Wirtschafts- und Innovationskraft 
und Fachkräftesicherung. Dem die-
nen auch eine Dezentralisierungsstra-
tegie sowie eine Flexibilisierung im 
Bau-, Planungs- und Raumordnungs-
recht.

Wir werden angespannte Situatio-
nen in Städten entlasten und den Aus-
wirkungen des demografischen Wan-
dels in ländlichen Regionen und 
strukturschwachen Städten entgegen-
wirken. Hierzu gehört auch die 
Bekämpfung der Ursachen und Fol-
gen europäischer Armutszuwande-
rung.

Die Bundesregierung wird zusam-
men mit den Ländern und den kom-
munalen Spitzenverbänden eine 
Kommission „Gleichwertige Lebens-
verhältnisse“ einsetzen, die bis Mitte 
2019 konkrete Vorschläge erarbeitet. 
Hierbei geht es um alle Aspekte der 
Daseinsvorsorge genauso wie gezielte 
Strukturverstärkungen in Ländern 
und Kommunen. Maßnahmen im 
Sinne der Hilfe zur Selbsthilfe für 
Kommunen zum Beispiel mit Alt-
schulden und hohen Kassenkrediten 
ebenso wie die Altschuldenproblema-
tik kommunaler Wohnungsbauunter-
nehmen werden in die Prüfung einbe-
zogen.

Es gilt der Grundsatz: Wer eine 
Leistung veranlasst, muss für ihre 
Finanzierung aufkommen („Wer 
bestellt, bezahlt“). Das ist Grundsatz 
allen politischen Handelns der Koali-
tionspartner.

Wir werden alle bisher kommunal 
entlastend wirksamen Finanzpro-
gramme fortführen, sicherstellen und 
zweck- und bedarfsgerecht anpassen. 
Dazu gehören u. a. die Städtebauför-
derung sowie die bisherigen Pro-
gramme im Zusammenhang mit 
Flucht, Zuwanderung und Integra-
tion.

Wir werden die Städtebauförde-
rung fortsetzen und mit Blick auf die 
Förderung von strukturschwachen 
Regionen, einer Stärkung von inter-
kommunalen Kooperationen und 
Stadt-/Umlandpartnerschaften wei-
terentwickeln. Ein Schwerpunkt liegt 
dabei – unter Berücksichtigung der 
ländlichen Regionen – auf der Bele-
bung von Orts- und Stadtkernen.

Erfolgreiche Modellvorhaben zur 
ländlichen Entwicklung werden wir 
zügig in die Regelförderung überfüh-

ren und diese auch für die Unterstüt-
zung der Akteure vor Ort öffnen. Die 
Übernahme dieses Verfahrens für 
städtische Räume werden wir prüfen.

Die im Programm Soziale Stadt 
begonnene ressortübergreifende 
Zusammenarbeit werden wir mit 
einer besseren Abstimmung von För-
derprogrammen und - instrumenten 
fortsetzen.

Wir sind uns der Bedeutung des 
steuerlichen Querverbundes für die 
Finanzierung kommunaler Daseins-
vorsorge bewusst. Wir werden uns 
deshalb weiterhin, gegebenenfalls 
auch durch Anpassung der relevan-
ten Gesetze, für dessen dauerhaften 
Erhalt einsetzen.

Der Bund setzt sich weiterhin für 
die Absicherung und Stärkung der 
kommunalen Daseinsvorsorge sowie 
für Chancengleichheit gegenüber pri-
vaten Unternehmen in den Märkten 
zur Infrastrukturbereitstellung im 
Europäischen Binnenmarkt und bei 
Freihandelsabkommen ein.

Dieses ehrenamtliche und bürger-
schaftliche Engagement für alle 
Generationen verdient Anerkennung 
und Wertschätzung. Wir werden es 
herausgehoben in der Bundesregie-
rung verankern und durch konkrete 
Maßnahmen unterstützen und stär-
ken.

Um diese Kultur des zivilgesell-
schaftlichen Engagements und des 
Ehrenamts zu fördern und zu stärken, 
wollen wir:

• bestehende Regelungen entbüro-
kratisieren, die digitalen Kompe-
tenzen stärken und konkrete Hilfe-
stellungen für eine entsprechende 
Organisationsentwicklung der 
Verbände, Vereine und Stiftungen 
leisten. Eine Ehrenamtsstiftung 
oder eine Service-Agentur kann 
dabei helfen.

• Bundesfreiwilligendienst und 
Jugendfreiwilligendienste in ihrer 
Bandbreite ausbauen und stärken, 
ehrenamtliche und gemeinnützige 
Organisationen mit innovativen 
und sozialen Ideen und nachweis-
lichem gesellschaftlichen, ökolo-
gischem oder wirtschaftlichem 
Nutzen in ihrer Start- und Wachs-
tumsphase unterstützen.

• initiieren, dass in Kooperation mit 
den Bundesländern, Wohlfahrts-
verbänden und Kommunen insbe-

sondere Grundschulkinder in 
Ganztagsbetreuung gezielt an 
ehrenamtliche Tätigkeit herange-
führt werden.

• zur besseren Förderung von bür-
gerschaftlichem und ehrenamtli-
chem Engagement Ehrenamtliche 
steuerlich entlasten sowie Haupt-
amtliche zu ihrer Entlastung ver-
mehrt einsetzen. Wir werden den 
rechtlichen Rahmen für ehrenamt-
liche Betätigung und soziales 
Unternehmertum weiter verbes-
sern.

Deshalb wollen wir Maßnahmen 
zur Stärkung der Demokratie und der 
Zivilgesellschaft umsetzen, um das 
zivilgesellschaftliche Engagement 
gegen jede Form von Extremismus 
weiter zu stärken. Dazu gehört:

• eine Kampagne initiieren, die pri-
vate und öffentliche Arbeitgeber 
ermuntert, Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter für die Wahrnehmung 
des Ehrenamtes zu unterstützen, 
und dabei bei den Bundesbediens-
teten mit gutem Beispiel voranzu-
gehen

• für eine bessere Vereinbarkeit von 
Erwerbs- und Familienarbeit und 
Ehrenamt speziell im Katastro-
phenschutz Hürden abbauen.

Der Gewalt gegen Polizeibeamtin-
nen und -beamte, Rettungskräfte und 
anderen Repräsentantinnen und 
Repräsentanten des Staates sowie 
gegen ehrenamtliche Engagierte muss 
auf allen Ebenen konsequent entge-
gengewirkt werden.

Personenbeförderungsgesetz / 
ÖPNV / Mobilität im ländlichen 
Raum:

Wir wollen die individuelle Mobili-
tät der Menschen stärken, neue Ange-
botsformen zur Verbesserung des 
Mobilitätsangebots im ländlichen 
Raum unterstützen und diese mit 
Pilotprojekten erproben.

Wir werden das Personenbeförde-
rungsrecht modernisieren und die 
Rahmenbedingungen für den öffent-
lichen Verkehr und neue Bedienfor-
men im Bereich geteilter Nutzungen 
(Ride Pooling) an die sich ändernden 
Mobilitätsbedürfnisse der Menschen 
und neue technischen Entwicklungen 
anpassen. […] Dabei achten wir dar-
auf, dass ein fairer Ausgleich (Level-
Playing-Field) zwischen den unter-
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Ein handlungsfähiger und starker Staat für eine freie Gesellschaft
Pakt für den Rechtsstaat:

Wir werden den Rechtsstaat hand-
lungsfähig erhalten. Dies stärkt auch 
das Vertrauen in die rechtsstaatliche 
Demokratie. Wir werden einen Pakt 
für den Rechtsstaat auf Ebene der 
Regierungschefinnen und -chefs von 
Bund und Ländern schließen. 
Bestandteil dieses Paktes sind 2000 
neue Richterstellen bei den Gerichten 
der Länder und des Bundes sowie ent-
sprechendes Folgepersonal.

Bund und Länder haben die perso-
nelle Ausstattung der Sicherheitsbe-
hörden bereits vorangebracht. Am 

Ende dieser Ausbauphase werden ins-
gesamt 15 000 Stellen geschaffen wor-
den sein. Der Bund wird 7500 zusätz-
liche Stellen schaffen.

Damit Asylverfahren bei den Ver-
waltungsgerichten künftig zügiger 
durchgeführt werden können, wer-
den wir Gesetzesänderungen zur wei-
teren Verfahrensbeschleunigung, 
-vereinfachung und -vereinheitli-
chung prüfen.

Wir wollen Genehmigungsverfah-
ren beschleunigen. Wir werden des-
halb das Verwaltungsverfahrensrecht 
auf Möglichkeiten zur Beschleuni-

gung von Genehmigungsverfahren 
prüfen.

Der Gewalt gegen Polizeibeamtin-
nen und Beamte, Rettungskräfte und 
anderen Repräsentantinnen und 
Repräsentanten des Staates muss auf 
allen Ebenen konsequent entgegenge-
wirkt werden.

Wir werden uns dafür einsetzen, 
dass die Bundespolizei bundesweit 
im Rahmen der bestehenden Zustän-
digkeiten und Aufgaben eingesetzt 
wird, so auch zur Bekämpfung von 
Straftaten an Kriminalitätsschwer-
punkten wie z.B. Bahnhöfen, insbe-
sondere von Alltagskriminalität. Die 
Bereitschaftspolizeien der Länder 
sowie des Bundes sind eine tragende 
Säule der inneren Sicherheit und 
sehen sich einer erhöhten Einsatzbe-
lastung flächendeckend ausgesetzt. 
Die erforderliche Verbesserung der 
Ausstattung wird intensiviert.

Die Menschen sollen sich auf unse-
ren Straßen und Plätzen sicher bewe-
gen können. Deshalb wollen wir die 
Videoüberwachung an Brennpunkten 
einsetzen, sie verhältnismäßig und 
mit Augenmaß effektiv ausbauen und 
dabei auch technisch verbessern. 
Intelligente Videoüberwachung kann 
dabei eine Weiterentwicklung sein. 

schiedlichen Beförderungsformen 
gewahrt bleibt. Kommunen müssen 
entsprechende Steuerungsmöglich-
keiten erhalten. Gute soziale Rah-
menbedingungen zum Schutz der 
Beschäftigten sind für uns dabei zent-
rale Voraussetzung.

Neue Mobilitätsangebote sowie 
moderne Bedienformen und der 
ÖPNV müssen sich bestmöglich 
ergänzen.

An den Festlegungen im Personen-
beförderungsgesetz für den Vorrang 
von eigenwirtschaftlichen Verkehren 
im Personennahverkehr halten wir 
fest. Im Personenbeförderungsgesetz 
werden wir klarstellen, dass über die 
Nahverkehrspläne soziale Standards 
zum Schutz der Beschäftigten sowie 
qualitative und ökologische Stan-
dards auch für eigenwirtschaftliche 
Verkehre gelten.
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Deswegen werden wir den laufenden 
Modellversuch abwarten, prüfen und 
bewerten.

Moderner Staat:

Wir bekennen uns zu einem 
modernen öffentlichen Dienst, der 
mit bestens ausgebildeten und hoch-
motivierten Beschäftigten seine Auf-
gabe gut, zuverlässig und effizient 
erledigt. Wir werden uns um die 
Nachwuchsgewinnung kümmern. 
Der öffentliche Dienst muss unter 
Beibehaltung seiner Qualifikations-
anforderungen attraktiv sein, damit 
der Staat im Wettbewerb um die bes-
ten Köpfe bestehen kann.

Wir wollen Arbeitszeitkontenmo-
delle im öffentlichen Dienst einfüh-
ren, die einen planbaren Überstun-
den- und Mehrarbeitsabbau unter 
Berücksichtigung besonders belaste-
ter Bereiche ermöglichen.

Der digitale Zugang zu Verwal-
tungsleistungen soll zur Regel, 
Schriftform und das persönliche 
Erscheinen soweit möglich durch 
gleichwertige digitale Lösungen 
ersetzt werden (Digital First).

Wir wollen ein digitales „Bürger-
portal“ für Bürgerinnen und Bürger 
und Unternehmen schaffen, indem 
wir zentrale und dezentrale Verwal-
tungsportale miteinander vernetzen.

Bürgerinnen und Bürger und 
Unternehmen sollen ihre Daten 
grundsätzlich nur einmal angeben 
müssen. Mit ihrer Zustimmung sol-
len bestimmte zur Verfügung gestellte 
Daten unter den Behörden weiterge-

geben werden. Wir wollen damit auch 
erreichen, dass berechtigte Leistungs-
ansprüche, wie z.B. das Kindergeld 
nach der Meldung einer Geburt, künf-
tig antragslos und proaktiv gewährt 
werden können.

Wir wollen den Zivil- und Katastro-
phenschutz sachgemäß und den heu-
tigen Anforderungen entsprechend 
strukturieren und ausstatten.

Wir wollen das ehrenamtliche 
Engagement nachhaltig stärken. Wir 
wollen die Arbeit der 80.000 ehren-
amtlichen Helferinnen und Helfer 
des THW durch einen weiteren Aus-
bau des hauptamtlichen Personals 
unterstützen – auch beim Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) – und entlasten sowie 

weiter darin fortfahren, den Investiti-
onsstau bei der Fahrzeugbeschaffung 
und den Liegenschaften des THW 
abzubauen. Der Bund wird seiner Ver-
pflichtung im Rahmen des ergänzen-
den Katastrophenschutzes gerecht 
werden.

Um Anerkennung und Wertschät-
zung für ehrenamtlich Tätige zu erhö-
hen und die Nachwuchsgewinnung 
zu stärken, wollen wir bei öffentli-
chen wie privaten Arbeitgebern dafür 
werben, bei gleicher Qualifizierung 
ehrenamtliche Tätige (z.B. aktive Mit-
glieder Freiwilliger Feuerwehren oder 
des THW) bevorzugt einzustellen.

Verbraucherschutz:

Anbieter des öffentlichen Nah- 
und Fernverkehrs werden dazu ver-
pflichtet, eine Schnittstelle für Portale 
bereitzustellen, die Information und 
Buchung integrierter Mobilität (wie 
z.B. Tickets) deutschlandweit ermög-
licht. Diese soll auch anderen Anbie-
tern offenstehen.

Sport:

Darüber hinaus werden wir dem 
Modernisierungs- und Sanierungs-
stau in der Infrastruktur der Sportan-
lagen, die dem Spitzensport dienen, 
entgegenwirken. Insbesondere wol-
len wir uns stärker an den Unterhalts-
kosten der Spitzensportanlagen, die 
in kommunaler Trägerschaft liegen, 
beteiligen.

Zugleich setzen wir uns für eine 
insgesamt moderne und bedarfsge-
rechte Sportstätteninfrastruktur in 
Deutschland ein.
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Verantwortungsvoller Umgang mit unseren Ressourcen
Umwelt und Klima:

Wir werden alle Subventionen – 
neue und alte – gemäß den subventi-
onspolitischen Leitlinien und dem 
Prinzip der Nachhaltigkeit einer steti-
gen Überprüfung unterziehen.

Zur Krisenprävention und Bekämp-
fung der Fluchtursachen wollen wir 
insbesondere in Afrika in einer 
gemeinsamen Initiative mit der deut-
schen Wasserwirtschaft Maßnahmen 
zur Verbesserung der Versorgung mit 
Wasser auf lokaler Ebene ermögli-
chen.

Wir werden das Nationale Hoch-
wasserschutzprogramm umsetzen 
und stärken es, indem wir es über die 
derzeit vorgesehenen zehn Jahre hin-
aus dauerhaft ausstatten. Zudem wer-
den wir dieses Programm zum vor-
beugenden Hochwasserschutz 
ausbauen und den Küstenschutz 
sicherstellen.

Wir werden für einen verbesserten 
Hochwasserschutz bis 2021 länderü-
bergreifende Raumordnungspläne 
zum Schutz der Menschen und 
Umwelt entlang unserer Gewässer 
entwickeln.

Im Dialog mit der Landwirtschaft 
werden wir auf eine gewässerscho-
nende Bewirtschaftung hinwirken. 
Die Abwasserabgabenregelung wollen 
wir mit dem Ziel der Reduzierung von 
Gewässerverunreinigungen weiter 
entwickeln. Wir wollen mit einer 
Öffentlichkeitskampagne auf die 

Gefahren einer falschen Entsorgung 
von Arzneimitteln über das Abwasser 
hinweisen, auf eine sachgerechte 
Handhabe abzielen und damit insbe-
sondere den Schutz unserer Wasser-
ressourcen vor Chemikalieneinträgen 
verbessern.

Wir wollen eine Bundeskompensa-
tionsverordnung mit einem vielseiti-
gen Mix qualitativ hochwertiger Maß-
nahmen schaffen, damit 
Genehmigungsbehörden Spielraum 
erhalten, auch bei der Errichtung 
Erneuerbarer-Energien-Anlagen und 
beim Netzausbau die Flächeninan-
spruchnahme möglichst gering zu 
halten.

Wir stehen für eine zügige Umset-
zung der Suche nach einem Endlager 
für hochradioaktive Abfälle gemäß 
Standortauswahlgesetz. An dem 

gesetzlich festgelegten Ziel, bis 2031 
den Standort für ein Endlager festzu-
legen, halten wir fest. […] Ein zügiges 
Verfahren ist auch im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger in den Kom-
munen, in denen sich derzeit atomare 
Zwischenlager befinden. Diese dürfen 
nicht zu faktischen Endlagern wer-
den.

Wir werden eine Kommission 
„Wachstum, Strukturwandel und 
Beschäftigung“ unter Einbeziehung 
der unterschiedlichen Akteure aus 
Politik, Wirtschaft, Umweltverbän-
den, Gewerkschaften sowie betroffe-
nen Ländern und Regionen einsetzen, 
die auf der Basis des Aktionspro-
gramms Klimaschutz 2020 und des 
Klimaschutzplans 2050 bis Ende 2018 
ein Aktionsprogramm mit folgenden 
Elementen erarbeiten soll:

• Maßnahmen, um die Lücke zur 
Erreichung des 40 Prozent-Reduk-
tionsziels bis 2020 so weit wie 
möglich zu reduzieren,

• Maßnahmen, die das 2030-Ziel für 
den Energiesektor zuverlässig 
erreichen, einschließlich einer 
umfassenden Folgenabschätzung,

• einen Plan zur schrittweisen Redu-
zierung und Beendigung der Koh-
leverstromung einschließlich 
eines Abschlussdatums und der 
notwendigen rechtlichen, wirt-
schaftlichen, sozialen und struk-
turpolitischen Begleitmaßnahmen 
und

• die finanzielle Absicherung für den 
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notwendigen Strukturwandel in 
den betroffenen Regionen und 
einen Fonds für Strukturwandel 
aus Mitteln des Bundes.

Ein zeitlich paralleles Vorgehen 
soll für den Bau- und Verkehrssektor 
erfolgen. Damit schaffen wir die 
Grundlagen dafür, dass die Sektor-
ziele 2030 erreicht werden. Auf dieser 
Grundlage wollen wir ein Gesetz ver-
abschieden, das die Einhaltung der 
Klimaschutzziele 2030 gewährleistet.

Der Bund wird sich mit den betrof-
fenen Regionen auch über die Fort-
führung der Braunkohlesanierung 
nach 2022 abstimmen.

Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Deutschlands Verantwortung für Frieden, Freiheit und Sicherheit
Im Rahmen der jährlichen Haushalts-
aufstellung ab 2018 bis 2021 wird die 
Koalition zusätzlich entstehende 
Haushaltsspielräume prioritär dazu 
nutzen, neben den Verteidigungsaus-
gaben zugleich die Mittel für Krisen-
prävention, humanitäre Hilfe, Aus-
wärtige Kultur- und Bildungspolitik 
und Entwicklungszusammenarbeit 
ausgehend von der Grundlage des 51. 
Finanzplans angemessen zu erhöhen 
im Verhältnis von 1 zu 1 beim Vertei-
digungshaushalt zu Ausgaben im 
Rahmen der ODA-Quote (Krisenprä-
vention, humanitäre Hilfe, Auswär-
tige Kultur- und Bildungspolitik und 
Entwicklungszusammenarbeit).

Bilaterale und regionale Zusam-
menarbeit in Europa und der Welt:

Wir sind bereit, unser stabilisie-
rendes, humanitäres und entwick-
lungspolitisches Engagement in bei-
den Staaten weiter zu intensivieren. 
Deutschland wird sich u.a. auch durch 
den Ausbau freiwilliger Rückkehrpro-
gramme dafür engagieren, dass die 
Menschen wieder in ihre Heimat 
zurückkehren können.

Moderne Bundeswehr:

Vor einer endgültigen Abgabe von 
Liegenschaften der Bundeswehr wer-
den wir vor dem Hintergrund der 
Trendwenden jeweils noch einmal 
den zukünftigen Bedarf prüfen. Unse-
ren Bedarf werden wir auch in Hin-

blick auf Liegenschaften prüfen, 
deren Abgabe bereits vollzogen ist.

Entwicklungspolitik für eine 
gerechte Globalisierung:

Existentielle Notlagen führen zu 
Flucht und Migration. Wir wollen 
akute und strukturelle Fluchtursa-
chen mindern, einen entscheidenden 
Beitrag zum Wiederaufbau leisten, 
zur Rückkehr von Flüchtlingen beitra-
gen und Aufnahmeländer bei der 
Bewältigung ihrer Herausforderun-
gen weiter unterstützen. Darum 
bauen wir insbesondere unser „Cash 
for Work“-Programm und weitere Pro-
gramme weiter aus.
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Auszüge aus dem Koalitionsvertrag zur 19. WP
Zusammenhalt und Erneuerung — Demokratie leben
Kunst, Kultur und Medien

Mit einer „Agenda für Kultur und 
Zukunft“ wollen wir die Kulturförde-
rung des Bundes angesichts gesell-
schaftlicher Herausforderungen wie 
Integration, Inklusion, Demografie, 
Digitalisierung, Gleichstellung, Popu-
lismus, Zukunft von Arbeit und Kom-
munikation gemeinsam mit den Län-
dern, Kommunen und der 
Zivilgesellschaft weiterentwickeln. 
Auf diese Weise bekennt sich der 
Bund zu seiner kultur- und medien-
politischen Verantwortung für ganz 
Deutschland und zur Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse in allen Bun-
desländern.

Zur Verbesserung der Abstimmung 
zwischen Bund, Ländern und kom-
munalen Spitzenverbänden wollen 
wir das kulturpolitische Spitzenge-
spräch weiterentwickeln und struktu-
rieren. Deshalb erachten es die Koali-
tionspartner als sinnvoll, dieses 
einmal jährlich auch auf Einladung 
der für Kultur zuständigen Fachmi-
nisterinnen und Fachminister der 
Länder durchzuführen.

Indem wir Kultur und (kulturelle) 
Bildung für alle zugänglich machen, 
im urbanen und ländlichen Gebiet, 
unabhängig von Einkommen und 
Herkunft, ermöglichen wir echte Teil-
habe am sozialen und kulturellen 
Leben. Deshalb wollen wir einen bes-
seren Zugang zu kulturellen Einrich-
tungen und Inhalten im analogen wie 
im digitalen Raum und gemeinsam 
mit Ländern und Kommunen dafür 
sorgen, dass die kulturelle Infrastruk-
tur und das kulturelle Erbe erhalten, 
gestärkt und modernisiert werden.

Um die kulturelle Infrastruktur in 
ganz Deutschland zu erhalten und 
weiter zu entwickeln sowie beste-
hende Förderprogramme und bun-
desgeförderte Einrichtungen für eine 
stärkere Wirkung in der Fläche zu 
ertüchtigen, wollen wir gemeinsam 
mit den Ländern folgende Maßnah-
men umsetzen:

• Der Bund bekennt sich dazu, kultu-
relle Projekte von nationaler 
Bedeutung in allen Teilen Deutsch-
lands maßgeblich zu unterstützen.

• Wir wollen das Programm „Investi-
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tionen für nationale Kultureinrich-
tungen in Ostdeutschland – Invest 
Ost“ als gesamtdeutsches Pro-
gramm erweitern. Um eine Stär-
kung der kulturellen Orte in Städ-
ten, Gemeinden und im ländlichen 
Gebiet, im analogen wie im digita-
len Raum zu erreichen, wollen wir 
die Förderung auch für kommerzi-
elle kulturelle Veranstaltungsorte 
prüfen.

• Es wird eine umfassende Digitali-
sierungsstrategie des Bundes ent-
wickelt, die auch eine mit substan-
ziellen finanziellen Mitteln 
unterlegte Strategie für die Zukunft 
von Kultureinrichtungen und ihre 
digitale Transformation umfasst, 
unterstützt und fördert.

• Mit einem Programm „Kultur in 

den Regionen“ fördern wir zeitge-
nössische Kunst und Kultur.

• Das Programm LandKULTUR wol-
len wir weiterführen und mit ande-
ren kulturpolitischen Zielen wie 
z.B. der kulturellen Vermittlung 
und Integration, noch stärker ver-
knüpfen.

• Mit der Förderung von national 
und international relevanter Festi-
vals wollen wir die vielfältigen Kul-
turschätze in unserem Land unter-
stützen.

• Die von der Kulturstiftung des 
Bundes entwickelten erfolgreichen 
Initiativen zur Stärkung der Kultur-
arbeit außerhalb der Metropolen 
sollen fortgesetzt und wenn mög-
lich bundesweit ausgebaut wer-
den. Wir werden prüfen, wie der 
Bund zum Erhalt der vielfältigen 
Bibliothekslandschaft und ihrer 
zunehmend gesellschaftlichen 
Bedeutung beitragen kann.

• Die komplementäre Finanzierung 
von Projekten in besonders finanz-
schwachen Kommunen kann auf 
einen Finanzierungsanteil von 
zehn Prozent reduziert werden.

Es soll ein Programm kultureller 
Denkmalschutz aufgelegt werden, das 
unter angemessener Kofinanzierung 
die Sanierung und Restaurierung von 
Gebäuden und Denkmälern in der Flä-
che weiterhin fördert.
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Drogenpolitik
Wir dürfen die Kinder suchtkranker Eltern nicht vergessen
von Marlene Mortler MdB, 
Geschäftsführende Drogenbeauf-
tragte der Bundesregierung

Drogen- und Suchtpolitik darf nicht 
bei den suchtkranken Menschen 
selbst enden. Sie muss auch die Fami-
lien und insbesondere die Kinder 
suchtkranker Menschen im Blick 
haben: Etwa drei Millionen Kinder in 
unserem Land haben mindestens 
einen suchtkranken Elternteil. Es geht 
um jedes fünfte oder sechste Kind. 
Viele von ihnen sind in ihrem Alltag 
schweren Belastungen ausgesetzt. 
Wenn es gelingt, die Kinder sucht-
kranker Eltern auf ihrem schwierigen 
Weg besser zu begleiten, lassen sich 
die gesundheitlichen Risiken deut-
lich reduzieren. Voraussetzung Num-
mer eins ist eine enge Zusammenar-
beit von Jugend- und Suchthilfe vor 
Ort. Aber auch der Bund muss seine 
Hausaufgaben machen.

Viele Kinder suchtkranker Eltern 
sind ständig auf der Hut, leben in per-
manenter Ungewissheit. Kommt 
Vater abends wieder betrunken nach 
Hause? Ist er aggressiv? Liegt Mutter 
wieder im Bett, wenn ich aus der 
Schule komme und ist den Rest des 
Tages nicht ansprechbar? Gibt es Geld 
für den nächsten Klassenausflug? Als 
Drogenbeauftragte der Bundesregie-
rung habe ich Kinder kennengelernt, 
die schon im Grundschulalter nicht 
nur ihr eigenes Leben organisieren 
mussten, sondern das der kleinen 
Geschwister gleich mit. Und das 
Schlimmste: Viele dieser Kinder 
haben nahezu alles getan, um die 

Situation, in der sie lebten und unter 
der sie litten, vor der Außenwelt zu 
verstecken. Sucht im Elternhaus ist 
eines der am besten gehüteten Famili-
engeheimnisse überhaupt. Die Scham 
ist riesig. Mich haben diese Schicksale 
sehr bewegt, und ich habe beschlos-
sen, den Kindern suchtkranker Eltern 
mit meiner Arbeit eine Stimme zu 
geben.

Dass politische Aufmerksamkeit 
dringend nötig ist, zeigen die Zahlen. 
Die Forschung zeigt uns, dass ein Drit-
tel der Kinder suchtkranker Eltern 
später selbst suchtkrank wird, ein 
weiteres andere psychische Erkran-
kungen entwickelt, und nur jedes 
dritte betroffene Kind die Kindheit 
mehr oder weniger unbeschadet über-
steht. Im Interesse der Kinder, aber 
der Kommunen und unserer Sozial-
kassen — hieran müssen wir etwas 
ändern, zumal auch klar ist, welchen 
Unterschied für das weitere Leben 
eine gute und stabile Begleitung der 
Kinder machen kann.

Was muss geschehen, um diesen 
Kindern die Hilfe zu geben, die sie 
brauchen? Wie muss diese Hilfe aus-
sehen, um bei den Kindern wirklich 
anzukommen? Bei der Arbeit mit Wis-
senschaftlern und Praktikern wurde 
schnell klar, dass nahezu alle einen 
Beitrag leisten müssen, der Bund 
genauso wie Länder, Kommunen, 
Renten- und Krankenversicherungen. 
Hilfe für Kinder suchtbelasteter Eltern 
ist eine echte Gemeinschaftsaufgabe.

Ich habe deshalb im letzten Jahr 
nachdrücklich die Initiative der AG-
Familie der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion zum Thema „Hilfen für Kin-
der psychisch kranker Eltern“, zu 
denen auch die suchtkranken Eltern 
gehören, unterstützt. Vor der Som-
merpause hat der Deutsche Bundestag 
fraktionsübergreifend einen entspre-
chenden Antrag verabschiedet. Im 
März wird die im Antrag geforderte 
Arbeitsgruppe erstmals tagen und 
dem Bundestag innerhalb eines Jah-
res einen Bericht zu den Schnittstel-
len der Sozialsysteme vorlegen. Das 
ist gut, denn mein Eindruck ist: Wir 
haben in unserem Land zwar ein breit 
gefächertes System sozialrechtlicher 
Ansprüche, aber die Verfahren, diese 
Ansprüche geltend zu machen, sind 
kaum aufeinander abgestimmt. Kon-
kret: Damit ein betroffenes Kind die 
erforderliche Hilfe bekommt, die es 
braucht, muss sich viel zu oft erst ein-
mal ein rechtskundiger und engagier-
ter Fürsprecher durch die Ämter 
kämpfen — und welchem Kind sucht-
kranker Eltern steht der schon zur 
Seite? 

Anderes gibt es schon: Mit Trampo-
lin hat das Bundesministerium für 
Gesundheit in den letzten Jahren ein 
Präventionskonzept erarbeiten las-
sen, das sich speziell Kindern sucht-
belasteter Eltern widmet und nun — 
auch mit den neuen Möglichkeiten 
des Präventionsgesetzes — durch die 
Krankenkassen gefördert werden 
kann. Außerdem wurde mit KidKit 
networks auf meine Initiative hin ein 
exzellentes bundesweites Angebot für 
Kinder und Jugendliche geschaffen, 
die im Netz erste Hilfe suchen. Seit 
Ende Januar ist es online. Zehn- bis18-
jährige können hier anonym und kos-
tenlos Kontakt aufnehmen und sich 
beraten lassen. Außerdem vermittelt 
KidKit Hilfe durch geeignete Bera-
tungsangebote am Wohnort. 

Der Dreh- und Angelpunkt, wenn 
es um die Unterstützung suchtbelas-
teter Kinder geht, ist jedoch nicht der 
Bund. Es sind unsere Kommunen. 
Alle Erfahrungen zeigen, dass 
zunächst allerdings die größte Hürde 
darin besteht, die betroffenen Kinder 
überhaupt zu finden. Woran erkennt 
man die stillen Rufe nach Hilfe? Um 
den Blick von Lehrern und Erziehern 
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Kommunalpolitische Seminare
Angebote der Konrad-Adenauer-Stiftung
Konrad Adenauer bezeichnete die 
Kommunalpolitik als die „hohe 
Schule der Demokratie“. Ganz im 
Sinne des Namensgebers räumt die 
Konrad-Adenauer-Stiftung den Fra-
gen der Lokalpolitik hohen Stellen-
wert ein: mit kommunalpolitischen 
Seminaren, Seminaren zur politi-
schen Kommunikation und Studien-
reisen.

Kommunalpolitikerinnen und 
-politiker stehen vor großen Heraus-
forderungen. Immer komplexere 
gesellschaftliche, ökonomische und 
ökologische Entwicklungen verlan-
gen nach politischen Lösungsansät-
zen, die von den Bürgerinnen und 
Bürgern nicht nur akzeptiert, sondern 
vor Ort aktiv mitgestaltet werden.

In Zeiten abnehmenden kommu-
nalpolitischen Engagements und vor 

dem Hintergrund neuer Protestfor-
men ist die örtliche Demokratie mehr 
denn je auf qualifizierte Mandatsträ-
gerinnen und Mandatsträger ange-
wiesen. Ihre sachkundige Arbeit trägt 
maßgeblich zum Erfolg der Kommu-
nen bei.

Gemeinsam mit vielen engagierten 
Bürgerinnen und Bürgern, ehrenamt-
lichen Initiativen, Vereinen und mit 
den Parteien sichern sie die Zukunft 
der Kommunalen Selbstverwaltung, 
der Keimzelle unserer Demokratie.

Kommunalpolitisches Engage-
ment erfordert professionelle Schu-
lungen und Beratungen, die die Kom-
munalAkademie der 
Konrad-Adenauer-Stiftung mit ihren 
umfangreichen Seminar- und Veran-
staltungsangeboten gewährleisten 
will:

• Basiskurse

• Aufbaukurse

• Erfolgreiches Fraktionsmanage-
ment

• Bürgermeisterseminare

• Fachkonferenzen und Themen-
kurse zur Kommunalpolitik

• Online-Veranstaltungen

• Kommunalpolitische Planspiele 
für Jugendliche

Kommunalpolitische Kursange-
bote der KommunalAkademie der 
Konrad-Adenauer-Stiftung finden Sie 
im Internet unter http://www.kas.de/
w f / d o c / k a s _ 5 1 2 5 2 - 5 4 4 - 1 - 3 0 .
pdf?180108153837.
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zu schärfen habe ich letztes Jahr ent-
sprechendes Material an alle deut-
schen Grundschulen verschickt. In 
vielen Lehrerzimmern hängen nun 
Plakate zu Kindern aus suchtbelaste-
ten Familien.

Doch erkennen ist nur der erste 
Schritt. Damit Kinder am Ende die 
notwendige Hilfe erhalten, muss die 
Zusammenarbeit vor Ort funktionie-
ren. Wir brauchen Netzwerke der 
lokalen Akteure, vom Jugendamt über 
die Suchthilfe und den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst bis zu den Schu-
len. Viel zu oft bleiben sonst die rele-
vanten Informationen unbeachtet lie-
gen. Eltern gehen in Suchtbehandlung 
und niemand fragt, ob es Kinder in 
der Familie gibt. Ein Kind offenbart 
sich der Schule, doch die fühlt sich 
mit der Situation überfordert. Über 
die ersten sogenannten „Frühen Hil-
fen“ wird eine Familie mit Suchtprob-
lemen betreut, doch nach drei Jahren 
sich selbst überlassen. Für funktio-
nierende Netzwerke gibt es ausge-
zeichnete Beispiele, etwa in Bonn, in 
Hamburg oder Dresden, wo sogar die 
Geburtskliniken eingebunden sind.

Zu funktionierenden Netzwerken 
vor Ort gehören zentrale Ansprech-
partner — ich spreche gern von Lot-
sen. Wir brauchen sie nicht nur, damit 
Kinder und vielleicht auch Eltern wis-

sen, an wen sie sich wenden können. 
Erforderlich sind verlässliche Lotsen 
für Lehrer, Erzieher, ja selbst für Ärzte. 
Was mache ich, wenn ein Kind betrof-
fen sein könnte? Was ist von mir 
eigentlich gefragt? Als Kinderarzt oder 
Lehrer kann ich den ersten Schritt 
gehen und ein Kind ansprechen, aber 
wer übernimmt, wenn mehr als 
meine Hilfe nötig ist? Welche Ange-
bote gibt es denn in meiner Region?

Klar ist, dass viele Kommunen auf 
diesem Weg Unterstützung brauchen. 
Hier sind die Länder in der Pflicht. 
Baden-Württemberg und Bayern 
haben mit dem Projekt Schulter-
schluss den Aufbau der kommunalen 

Netzwerke gefördert. Ich habe mich 
an alle anderen Landesregierungen 
gewandt und für vergleichbare Initia-
tiven geworben. Nehmen Sie sich den 
Kindern suchtkranker Eltern auch in 
Ihrer Kommune an. Das alles kostet 
nicht die Welt — es verändert sie aber 
gewaltig!

Hier finden Sie mehr zum Thema:

• www.kidkit.de

• http://www.schulterschluss-bay-
ern.de 

• http://www.projekt-trampolin.de

• http: //www.fruehehilfen.de

• https://www.drogenbeauftragte.de
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